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I. Geſchichte. 


Dem Mittelalter war der zentraliſierte, nach innen und außen ſouveräne und über alle 
Mitglieder gleichmäßig herrſchende Staat unbekannt. Dennoch bewegte ſich das damalige 
geſellſchaftliche eben in weit feſteren Formen als heute, in Formen, in die der einzelne 
durch Geburt und Beruf gebunden wurde. Es gab keine freie, nur auf ſich ſelbſt geſtellte 
perſönlichkeit, nicht den „Menſchen an ſich“, ſondern jeder war und fühlte ſich als Glied 
einer ihn mehr oder weniger ſchützenden, aber auch beſchränkenden Gemeinſchaft, die ihm 
fein äußerliches und innerliches Gepräge verlieh. Der Senſenmann des Holbeinjchen „Toten⸗ 
tanzes“ tritt nicht den Menſchen ſchlechthin an, ſondern den Bauern, Bürger oder Edelmann, 
den Abt, Biſchof oder Papſt uſw. Selbſt das wirtſchaftliche Leben war durch die Sugehörig- 
keit zu einem Geburtsſtande beſtimmt und in Gilden und Sünften verfaßt, die das freie wirt⸗ 
ſchaftliche Ausleben des Individuums verhinderten. Die verſchiedenen Stände lebten unter 
verſchiedenem Recht und Gericht und waren alle, wenn auch in höchſt verſchiedenem Maße, 
durch das anerkannte Geſetz der Kirche, des Staates und Standes, der Gilde und Sünfte in 
der Freiheit ihres Tun und Denkens beſchränkt ſowie durch Abgaben und Dienſte an Höhere 
in ſehr ungleicher Weife belaſtet. Dieſe mittelalterliche Welt der vielgeftaltigen Autoritäten 
wandelt ſich ſeit der Renaiſſance immer mehr und auf immer weiteren Gebieten in unſere 
moderne Welt der individuellen Autonomie. Die Autonomie der religiöſen Überzeugung, 
der Moral, wie des Denkens überhaupt und die liberal⸗demokratiſche Autonomie in Politik 
und Wirtſchaft find der Ausdruck ein und derſelben Bewegungsrichtung der neuzeitlichen Ge⸗ 
ſchichte, die in den Glaubenskämpfen des 17. Ih. proteſtantiſche Freiheit verlangt und die 
in der Franzöſiſchen Revolution in den Ruf „Freiheit und Gleichheit“ ausbricht, die Kants 
Staatslehre und ſeinen kategoriſchen Imperativ formuliert, durch herder und Peſtalozzi 
„allgemeine Menſchenerziehung“ fordert und die ſchließlich auch die „Menſchen⸗ und 
Bürgerrechte“ in der politiſchen Kultur zu verfaſſungsmäßiger Unerkennung gebracht hat. 
Ihr Entſtehen verdanken dieſe letzteren aber nicht einer politiſchen Revolution, ſondern der 
religiöſen Reformation und dem nie erloſchenen Bewußtſein von der „teutſchen Cibertät“, 
der ſtändiſchen Freiheit. 

während des ganzen Mittelalters hatten Kirche und Staat um die weltliche Vormacht 
gekämpft. Im Denken des mittelalterlichen Menſchen war aber, wie auch das Märchen 
„Dom Fiſcher und feiner Frau“ zeigt, die Kirche dank ihrer größeren Kulturbedeutung dem 
weltlichen Herrſcher dauernd übergeordnet. Seit dem 15. Ih. beginnt die kirchliche Macht 
ſtetig zu ſinken und der abſolutiſtiſche König errichtet ſeine Souveränität nach außen gegen 
Papſt und Kaifer, nach innen gegen die Macht der „Stände“, dadurch die Vorausſetzung für 
ein gleiches Staatsbürgertum ſchaffend. In dieſem Kampfe kann und will der abſolute Mo⸗ 
narch ſelbſt vor der im Gewiſſen der Untertanen eingepflanzten Macht der Kirche nicht halt⸗ 
machen: insbeſondere dann nicht, als ſich nach der Reformation die verſchiedenen chriſtlichen 
Glaubensbekenntniſſe innerhalb feines Gebietes bekämpften. Gegen den Satz: cujus regio 
illius religio, empört ſich die dem Menſchen von Gott oder „Natur“ eingeborene Gewiſſensfrei⸗ 
heit. Der irdiſchen Macht wird die urſprüngliche, vom Staate nicht we alſo auch 

Teubners Handbuch für Staats» und Wirtſchaftskunde I, 2 


2 H. Heller: Grundrechte und Grundpflichten 


nicht entziehbare Freiheit entgegengehalten, ein allgemeines, angeborenes, unverletzliches 
„Naturrecht“ behauptet. In den Keligionskämpfen der engliſchen und ſchottiſchen Kongre: 
gationaliſten und Independenten wird die religiöſe Bekenntnisfreiheit zum erſtenmal als Natur⸗ 
recht gefordert. Rechtlich verwirklicht wurde fie zuerſt von den, in eben dieſen Kämpfen aus. 
dem Mutterlande vertriebenen nordamerikaniſchen Koloniften, die eingedenk des eigenen Schick 
ſals bereits im 17. Ih. in ihren Staaten das allgemeine Menſchenrecht der Gewiſſensfreiheit 
verkünden. Solche Freiheitsforderung blieb nicht auf das religiöſe Gebiet beſchränkt. Aus den 
Notwendigkeiten des geſellſchaftlichen Kampfes, den vor allem der aufſtrebende Bürger gegen 
wirtſchaftliche Beſchränkungen, gegen geburtsſtändiſche Vorrechte, gegen den Ubſolutismus und 
für feine geiſtige und geſellſchaftliche Autonomie führen mußte, aus dem Kampfe der induſtriellen 
gegen die feudale Wirtſchaftsverfaſſung erwuchs die umfaſſende, vornehmlich von Lode und 
Blakſtone formulierte Cehre von den natürlichen Rechten, die dem Schutze von Leben, Freiheit und 
Eigentum des Individuums dienen und die der Staatsgewalt unüberſteigbare Schranken ſetzen 
ſollten; es entſteht die geſchloſſene individualiſtiſch⸗atomiſtiſche Weltanſchauung des Naturrechts, 
die noch in einem zweiten Sinne Freiheit, politiſche Autonomie forderte. Jene Freiheit des Ge- 
wiſſens, der Meinung, des Eigentums uſw. war die gegen den Staat gerichtete Forderung von 
ſeiten der Untertanen, die der abſolute Monarch beherrſchte; die Freiheit der Regierten. Die faſt 
gleichzeitig auftretende zweite Forderung richtet ſich unmittelbar gegen das monarchiſche Prinzip, 
geht auf die Freiheit, ſich ſelbſt zu regieren, Anteil zu haben an der Herrſchaft. Die erſtere 
heißt bürgerliche, liberale Freiheit, Freiheit vom Staate, die zweite politiſche, ſtaatsbürger⸗ 
liche, demokratiſche Freiheit, Freiheit über den Staat; die erſtere iſt nur der Moderne eigen⸗ 
tümlich, auf die letztere war ſchon der Demos von Athen ſtolz. Huch die demokratiſche For⸗ 
derung der Neuzeit hat ihre Wurzeln in der Reformation. Calvin hatte gelehrt, daß die 
Kirchengewalt in der Gemeinde ruhe, und die Puritaner und Presbyterianer hatten dieſe Cehre 
auf das politiſche Gemeinweſen, auf the common wealth of England angewandt. Die eng⸗ 
liſche Revolution hatte den König demokratiſch⸗parlamentariſch beſchränkt und das engliſche 
self government begründet, die nach Nordamerika ausgewanderten Puritaner aber hatten 
die erſten ſtreng demokratiſchen Republiken der Neuzeit gegründet. Auch dieſe Freiheit der 
Mitbeſtimmung über den Staat wird als dem natürlichen Weſen des Menſchen anhaftend, 
als Menſchenrecht behauptet. 

Um im politiſchen Kampfe eine urkundliche Waffe in der Hand zu haben, ließen ſich die 
Engländer ihre überlieferten ſtändiſchen Freiheitsrechte in den Bill of Rights (1689) ver⸗ 
briefen. Die neuen Freiheitsrechte der nordamerikaniſchen Einzelſtaaten werden ebenfalls auf⸗ 
geſchrieben (Virginia 1776) und bilden nun den Beſtandteil der erſten geſchriebenen „Der: 
faſſung“ im modernen Sinne, die für alle ſpäteren kontinentalen Verfaſſungsurkunden vor: 
bildlich find. Die revolutionäre Konftituante, die 1789 die berühmten Menſchen⸗ und Bürger: 
rechte erklärte, war von Lafayette mit den nordamerikaniſchen Derfaffungen bekannt gemacht, 
den franzöſiſchen Vorbildern folgte Belgiens Derfaffung von 1831, und dieſer wurden die 
Grundrechte der Frankfurter Derfaffung von 1849, ſowie die PD. von 1850 nachgebildef 


II. weſen der Grundrechte. 


Die das 17. und 18. Ih. beherrſchende Weltanſchauung des Naturrechts hatte den Ge 
ſellſchaftsbau gedanklich vom Individuum aus konſtruiert. Das logiſch, wenn auch durchaus 
nicht immer geſchichtlich Erſte war ihr das von Natur freie, mit Rechten begabte Individuum, 
das ſich mit andern zum Staate verbindet und dadurch den Naturzuſtand verläßt. Die Ab⸗ 
ſolutiſten (Hobbes, Rouſſeau) behaupteten, durch dieſen Vertrag hätte ſich das Individuum 
aller ſeiner urſprünglichen Rechte zugunſten des Monarchen (Hobbes) oder der Geſamtheit 
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(Rouſſeau) begeben, die Vertreter der liberalen Idee dagegen behaupteten die Unveräußer⸗ 
lichkeit gewiſſer Menſchenrechte. 

Dieſem naturrechtlichen Idealismus gegenüber betont unſer kritiſch⸗evolutioniſtiſches Seit- 
alter die geſchichtliche Unmöglichkeit des Staatsvertragsgedankens und Naturzuſtandes der 
Freiheit. Für das geſamte Naturrecht war die geſellſchaftliche Organiſation, der Staat eine 
Beſchränkung der urſprünglichen Freiheit geweſen. Unſerem Seitalter erſcheint der Staat ge⸗ 
rade als die ſoziale Form, in die der Menſch aus wilden Anfängen durch Jahrtauſende der 
Kultur hineingewachſen iſt und durch die. Freiheit erſt ermöglicht wird. Die Freiheitsrechte 
erkennen wir deshalb heute nicht mehr als Naturrechte, ſondern als Kulturrechte, nicht mehr 
als urſprünglich dem Individuum anhaftend, ſondern als durch die Entwicklung der politiſchen 
Kultur ihm von der Gemeinſchaft zugewachſen. Erſt durch die ſchützende Macht des Staates 
wird die gleichmäßige Freiheit der einzelnen gewährleiſtet. Weil wir nicht mehr das In⸗ 
dividuum als allein werthaft anerkennen, vielmehr dem die Generationen überdauernden 
Staate Eigenwert zuſchreiben, gehen wir bei Betrachtung der menſchlichen Verbände nicht 
ausſchließlich vom einzelnen aus, kennen wir nicht allein die politiſchen Grundrechte, ſondern 
auch Grundpflichten des Deutſchen von der gleichen Würde. 

Die einzelnen Sätze des fo überſchriebenen Verfaſſungsteiles haben eine verſchiedene 
juriſtiſche Bedeutung. Im ganzen muß dieſer Abſchnitt als ein „Niederſchlag der deutſchen 
Rechtskultur“ (Dühringer) aufgefaßt werden, als die programmatiſche Bekenntnisgrundlage 
des Deutſchen Reichs. Es follten, wie ſich der Berichterftatter bei der Derfaffungsberatung 
ausdrückte, „gewiſſe elementare Wahrheiten unſerer Rechtskultur für würdig gehalten werden, 
aus dem kllltag der gewöhnlichen Geſetzgebung herausgehoben zu werden an die feierliche 
Stelle der Verfaſſung.“ So kommt es, daß einige dieſer Grundrechte tatſächlich „nur“ ſitt⸗ 
liche Grundsätze und kein Recht zum Inhalt haben (3. B. Art. 119, 1, Art. 15.7); andere 
find lediglich Grundſätze für das Handeln des Geſetzgebers, die dem einzelnen an ſich noch 
keinen juriſtiſchen Anfprud; gegen den Staat verſchaffen (Art. 109, 1, Art. 152, 1), wieder 
andere zwar Grundrechte, die den Geſetzgeber zum Erlaß eines entſprechenden Geſetzes juri⸗ 
ſtiſch verpflichten, dem einzelnen aber ebenfalls noch keinen Anſpruch darauf gewähren 
(Art. 109, 5, 6, Art. 121). Der Geſetzgeber aber wird durch einen Verfaſſungsſatz inſofern 
rechtlich verpflichtet werden, als er ein dieſem Satz widerſprechendes Geſetz ohne Verletzung 
der Verfaſſung nur dann erlaſſen kann, wenn er den erſchwerten Weg der Derfaffungsänderung 
beſchreitet (Art. 76). Echte Grundrechte und Grundpflichten find diejenigen, die dem Indivi⸗ 
duum juriſtiſch Anſprüche auf ein Tätigwerden oder Unterlaſſen der Staatsgewalt verleihen 
(ſog. ſubjektive öffentliche Rechte und Pflichten, z. B. Art. 111, 123, 135). Wie eine Der- 
faſſungsbeſtimmung im Einzelfalle juriſtiſch zu bewerten iſt, ob ſie lediglich eine Anweiſung 
an den Geſetzgeber oder bereits geltendes nur objektives oder ſubjektives Recht iſt, kann zweifel⸗ 
haft fein. Eine kinzahl von Grundrechten find nicht nur Rechte der „Deutſchen“, ſondern auch 
der in Deutſchland ſich aufhaltenden Ausländer (3. B. Art. 114, 135). 


III. Gliederung. 


Der zweite Hauptteil der Verfaſſung bildet die politiſche Geſinnungsgrundlage des Deut- 
ſchen Reiches, wie ſie im Laufe der geſchichtlichen Entwicklung aus den Kämpfen der geſell⸗ 
ſchaftlichen Ideale und Intereſſen herausgewachſen iſt. Als Ausgleich hiſtoriſch gewordener 
Gegenſätze ſind die Grundrechte einer abſtrakt logiſchen Gliederung nicht zugänglich: Wir 
können die an ihnen waltende Vernunft nur dadurch erkennen, daß wir ihrem Wege in der 
Geſchichte beſcheiden nachgehen. Dann ſehen wir in der Entwicklung des modernen Staates 
ſeit dem Abſolutismus hintereinander vier Ideen, vier Bewegungsrichtungen der Geſchichte 
ſich auswirken: die liberale, demokratiſche, nationale und ſoziale Idee. Dieſe nicht tranſzen⸗ 
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denten, ſondern der Entwicklung immanenten Ideen ſind abzuleſen ſowohl an ihrer politiſchen 
wie wirtſchaftlichen, künſtleriſchen, religiöſen, wiſſenſchaftlichen, mit einem Wort geſellſchaft⸗ 
lichen Auswirkung; dieſen heute lebendigen und in dem Grundrecht zum Ausdrud gelangen- 
den Ideenkreiſen ſind die Grundrechte einzuordnen. 

Die liberale Idee, in ihrer geſchichtlichen uswirkung Kultur oben kurz gekennzeichnet, 
entſpricht dem einen Grundzuge der „geſellig⸗ungeſelligen Natur“ der Menſchen (Kant), feiner 
ind ividualiſtiſch⸗kosmopolitiſchen Tendenz. Die Kultur muß nach einer Richtung 
aufgefaßt werden als „Prozeß der Umwandlung des Raſſenmäßigen zum Reflektierten“ 
(Burckhardt). Der ſich von den urſprünglichen Kollektivvorſtellungen loslöſende, zu autonomem 
Bewußtſein gelangende Menſch kommt zur Überzeugung, daß feine geklärte Vernunft, fein 
gereinigtes Gefühl, ſein Sittlichkeits⸗ und Rechtsbewußtſein nichts andres als ſeine Menſchen⸗ 
natur ſei, menſchliche Allgemeingültigkeit beſitze. Es entſteht die Vorſtellung vom allgemein⸗ 
gültigen Sittengeſetz und Naturrecht. 

Der liberale Gedanke, die natürliche Freiheit des Individuums vom Staate, meiſt bürger⸗ 
liche Freiheit genannt, erfährt ſeine Verwirklichung weſentlich durch den politiſchen und 
wirtſchaftlichen Aufftieg des Bürgertums, das ſich in Deutſchland gegen die bevormundende 
und nicht ſelten vergewaltigende Macht des abſoluten Polizei- oder Wohlfahrtsſtaates zur 
Wehr ſetzt und die Beſeitigung der Reſte der feudalen Geſellſchaft und Wirtſchaft fordert. 
Die bürgerliche Geſellſchaft, in erſter Linie als Wirtſchaftsgeſellſchaft mit ihren revolutio⸗ 
nären kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsformen, verlangt Freiheit vom bevormundenden Abſolutis⸗ 
mus, vom merkantiliſtiſchen Staat. Der Staat ſoll, fo lautet die Forderung W. v. hum⸗ 
boldts, des berühmteſten Wortführers der liberalen Idee, die Ordnung des Suſammen⸗ 
lebens grundſätzlich dem „freien Spiel der Kräfte“ überlaſſen und „um keinen Schritt weiter 
die Freiheit der Individuen beſchränken, als zu ihrer Sicherſtellung gegen ſich ſelbſt und 
gegen auswärtige Feinde notwendig iſt“. Es war das Ideal des liberalen Rechtsſtaates 
im Sinne eines Staates, der lediglich Recht ſetzt, Recht ſpricht und Schutz nach außen gewährt, 
alles andere aber der freien Übereinkunft der einzelnen überläßt. Ein Ideal, von dem nur 
ein kurzer Weg zur Beſtreitung der Notwendigkeit auch dieſer Staatsaufgaben, zum Anarchis⸗ 
mus, führt. Ä 

Kraft dieſer liberalen Idee iſt jeder Menſch als Menſch rechtlich frei. Dieſe, eine recht⸗ 
liche Sklaverei ausſchließende freie Perſönlichkeit iſt ein Suftand des Menſchen, der die Grund- 
lage aller ſeiner ſonſtigen Rechte und Pflichten bildet. Der Liberalismus allerdings forderte 
nicht abſolute Freiheit vom Staate, ſondern, wie ſchon humboldt ſagt, „Sicherheit“, „Gewiß⸗ 
heit der geſetzmäßigen Freiheit“, eine Rechtsſchranke gegen willkürliche Gebote oder Derbote 
der Organe des Polizeiftaates; er fordert den Rechtsſtaat im Sinne eines Gemeinweſens, in 
dem alle Organe nur auf Grund eines Geſetzes dem Bürger befehlen dürfen, das fog. Prin⸗ 
zip der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung“. Wenn die Bindung der Verwaltung an 
Geſetze eine Freiheitsgarantie bedeuten ſollte, dann mußte gefordert werden, daß die geſetz⸗ 
gebende Gewalt an ein anderes Organ zu übertragen fei, wie die Verwaltung, die recht⸗ 
ſprechende Gewalt aber von beiden möglichſt unabhängig ſein ſolle. (Montesquieus Gewalt⸗ 
verteilungslehre). Denn alle Freiheitsrechte können den einzelnen immer nur gegen unge⸗ 
jeglihe Eingriffe der Verwaltung und Kechtſprechung ſchützen, nicht aber gegen den das 
beſtehende Recht (auch Derfaſſungsrecht durch qualifizierte Majorität) abändernden Geſetz⸗ 
geber. Allerdings iſt die Gewalt des modernen Staates als einheitliche zu denken; ihre drei 
Funktionen ſind aber dem Grundſatze nach an verſchiedene Organe verteilt, ſo daß jeder 
Bürger einen kinſpruch darauf hat, daß die Staatsorgane nur dann und nur ſoweit in feine 
perſönliche Freiheit eingreifen, als das Geſetz die Organe dazu ermächtigt. 

Die liberale Idee iſt an ſich noch an keine beſtimmte Staatsform geknüpft. Eine abſolute 
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Monarchie, die ſich ſtreng an den Grundſatz der geſetzmäßigen Verwaltung hält, widerſtrebt 
der liberalen Idee nicht, wohl aber der demokratiſchen Idee, die Freiheit über den Staat, 
Teilnahme der Regierten am Regiment fordert, der politiſchen, ſtaatsbürgerlichen, auch Frei⸗ 
heit der Regierten genannt. Dieſe fordert, um mit ihrem berühmteſten Vertreter, mit Rouſſeau 
zu ſprechen, daß das Staatsoberhaupt „aus den einzelnen, aus denen es beſteht, gebildet 
wird“. Die demokratiſche Idee findet ihre Verwirklichung in der Volksſouveränität, die im 
Gegenſatz zur monarchiſchen Idee alle öffentliche Gewalt vom Volke und nicht von einem 
durch ſich ſelbſt berechtigten Monarchen („von Gottes Gnaden“) ableitet. Sie fordert die 
Republik oder zumindeſt parlamentariſche Monarchie, in der ebenſowohl die geſetzgebende 
Gewalt, ſei es mittelbar (durch Volksvertreter) oder unmittelbar (Volksentſcheid, Volksbegehr), 
wie die richterliche Gewalt (durch Geſchworene, Schöffen oder gar allgemeine Richterwahl) 
und adminiſtrative Gewalt (Beamtenwahl, Selbſtverwaltung, Räte) vom Volke ausgeht. 
Der ſoziale Träger auch dieſer Idee war in Deutſchland bis 1848 etwa das Bürgertum, 
das vom Abſolutismus Mitherrſchaft verlangt und mit den bisher allein politiſch berech⸗ 
tigten adligen Ständen „gleiches Recht“ haben will. Nachdem das Bürgertum dieſe Mit⸗ 
herrſchaft wenigſtens dem Grundſatz nach erlangt, geht die demokratiſche Forderung an den 
vierten Stand, an das Proletariat über. 

Die Franzöſiſche Revolution hatte neben die liberale Freiheit die demokratiſche Gleich⸗ 
heit und die kosmopolitiſche Brüderlichkeit auf ihre Fahnen geſchrieben, zugleich aber den 
nationalen Imperialismus eines Napoleon gezeugt, deſſen Weltmachtsgelüſte den europäiſchen 
Völkern, insbeſondere den Spaniern, Deutſchen und Italienern die Bedeutung des Staates 
für ihre nationale Kultur hart, aber unwiderlegbar bewieſen. Die nationale Idee tritt. 
zum erſtenmal in der Geſchichte als politiſche Idee auf, zum erſtenmal wird „ein Staat, 
ein Volk“, Nationalſouveränität als politiſche Freiheit einer Kulturgemeinſchaft nach außen 
gefordert. Die Nation wird nicht mehr als die Summe der einzelnen, ſondern als eine Kultur⸗ 
geſamtheit betrachtet, die zu ihrer Selbſtbehauptung der rauhen Schale der Staatsmacht be⸗ 
darf. Dieſe nationale Idee hat den belgiſchen, norwegiſchen, griechiſchen, die nationalen 
Staaten der Balkanhalbinſel geſchaffen, fie hat Deutſchland und Italien geeint, die öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſche Monarchie in Nationalſtaaten aufgelöſt und Polen, Tſchechen und Süd⸗ 
ſlawen zu Staaten verholfen. Sie wirkt im 19. Ih. der liberal⸗individualiſtiſchen Entwick⸗ 
lungsrichtung als der zweite Grundzug der geſellig⸗-ungeſelligen Menſchennatur entgegen, als 
autoritär-gemeinſchaftliche Entwicklungstendenz. Sie bildet im modernen National- 
ſtaate die ſittliche Grundlage aller dem Gliede von der Geſamtheit auferlegten Grundpflichten. 
Der ſoziale Träger auch dieſer Idee iſt in Deuſchland das Bürgertum, das dabei in der erſten 
Jahrhunderthälfte mit dem partikularen Candesherrn und zum Teil auch mit dem Adel, in 
der zweiten Hälfte mit der Arbeiterſchaft in Konflikt gerät. 

Die liberale Idee hatte jedem Individuum eine formalrechtliche Freiheit vom Staate, 
die demokratiſche Idee wenigſtens grundſätzlich jedem die gleiche öffentliche Rechtsmacht zu⸗ 
gebilligt, und doch wird das 20. Ih. von der furchtbaren Gefahr der ſozialen Revolution 
bedroht. Das laisser aller, die Freiheit der Wirtſchaft vom Staate war als Naturrecht der 
Vernunft gefordert worden; jedes Wirtſchaftsſubjekt, meinte man, ſollte nur frei ſeinem Selbſt⸗ 
intereſſe nachgehen, eine präſtabilierte harmonie garantiere dann ſchon die Symphonie der 
Geſellſchaft. Was einſt Vernunft war, wurde durch die Entwicklung der Maſchinenwirtſchaft 
Unſinn, und die einſtmalige Wohltat der Freiheit wurde für den wirtſchaftlich Schwachen 
zur plage. Das Beiſpiel Frankreichs, das von 1789 —1815 zehn verſchiedene Derfaffungen 
beſeſſen hatte, ohne die wirkliche Geſellſchaft weſentlich zu verändern, lehrte die Erkenntnis, 
daß die ſoziale Ordnung weniger durch juriſtiſch⸗abſtrakte Verfaſſungskämpfe, als im ma⸗ 
teriell⸗wirtſchaftlichen Machtkampf hergeſtellt wird. Die proletariſierte Klaſſe muß nun 
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notwendig darauf ausgehen, wie Lorenz v. Stein zum erſtenmal in Deutſchland noch vor 
Marx erkannt hat, „die Staatsgewalt als Mittel für geſellſchaftliche Förderung — als Be- 
dingung geſellſchaftlicher Freiheit — zu betrachten, um vermöge der Staatsgewalt ihre ge⸗ 
ſellſchaftliche Stellung zu einer nicht mehr abhängigen, das heißt ihre Mitglieder zu Teil- 
nehmern am Kapitale der Nation zu machen“. Dieſe ſoziale Idee iſt die folgerichtige Fort⸗ 
führung der politiſchen zur wirtſchaftlichen Demokratie. Die erſtere hat die politiſchen Stände 
beſeitigt, die letztere wendet ſich gegen die wirtſchaftlichen Klaſſen. Der geſellſchaftliche Träger 
dieſer Idee iſt die Handarbeiterſchaft, ihr unmittelbarſter politiſcher Gegner iſt die liberale 
„Nachtwächteridee“ des Staates, deſſen Sweck die „Bourgeoiſie“ lediglich darin erblicke, „die 
perſönliche Freiheit des einzelnen und fein Eigentum zu ſchützen“ (Caſſalle). Sie will ſomit 
den reinen Rechtsſtaat zum demokratiſch⸗ſozialen Wohlfahrtsſtaat dadurch umwandeln, daß 
ſie die „Anarchie der Produktion“ durch eine gerechte Ordnung des Wirtſchaftslebens zu 
erſetzen ſtrebt und zu dieſem Siel das Privateigentum möglichſt weitgehend beſchränkt. In 
dieſer Entwicklung, die durch den „Kriegsſozialismus“ mächtig gefördert und durch die Re- 
volutionen in Rußland, Gſterreich und Deutſchland ihren erſten verfaſſungsmäßigen Aus- 
druck gefunden hat, ſtehen wir mitten drin. 


IV. die Grundrechte und Grund pflichten der Verfaſſung. 


Dieſe Ideen, oben als formale Prinzipien dargeſtellt, bedeuten eigentlich das Geformte, 
keineswegs nur ideologiſche Programme, ſondern die in der geiſtigen wie politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Wirklichkeit in die äußere Exiſtenz getretenen Formen des geſellſchaftlichen Cebens. 
Als deutlich unterſcheidbare und auch hiſtoriſch ſich unterſcheidende immanente Formen des 
geſellſchaftlichen Daſeins haben ſie, je nach der geſellſchaftlichen Macht ihrer Träger, im 
zweiten Hauptabſchnitt der Reichsverfaſſung ihren ſtärkeren oder ſchwächeren, in jedem Falle 
aber erkennbaren verfaſſungsmäßigen Ausdruck gefunden. Eine Derfaffung, die zum Unter: 
ſchied von einem Parteiprogramm den Ausgleich ſich bekämpfender Gruppenintereſſen und 
Ideale erſtrebt, wird logiſchen Anſprüchen nie ganz genügen, am allerwenigſten die vor⸗ 
liegende, die, in einer Seit der ſchroffſten Gegenſätze geboren, ihre notwendige Kompromiß⸗ 
natur in den oft recht widerſpruchsvollen Sätzen der Grundrechte beſonders deutlich offen⸗ 
baren muß (vgl. insbeſ. Art. 151 ff.). Die Parole der Revolution von 1789 war „Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit“ geweſen. Der Vorſpruch der Verfaſſung von 1919 läßt den ge⸗ 
ſchichtlichen Suſammenhang mit 1789 zwar deutlich erkennen, betont zwar ebenfalls die 
Freiheit und Volksſouveränität, ſetzt an die Stelle der Gleichheit aber die Gerechtigkeit und 
bekennt ſich nachdrücklich zur deutſchen Einheit, zur nationalen Idee ſowie zum geſellſchaft⸗ 
lichen Fortſchritt, zum ſozialen Gedanken. 

(Sum folgenden find die bezüglichen Abſchnitte der Kommentare von Anfchüt und Gieſe 
zu vergleichen.) 

1. Die Einzelperſon. 


Art. 109. Die geſchichtliche Tat des Abſolutismus hatte es zuwege gebracht, alle Unter⸗ 
tanen vor dem perſönlichen Monarchen politiſch gleichzumachen. Die Demokratie verkündet die 
Gleichheit aller vor dem unperſönlichen „allgemeinen Willen“, vor dem Geſetze, der gleichſam 
überirdiſchen volonte generale. Die demokratiſche Idee „Gleiches Recht für alle“ wird auch auf 
die Frau ausgedehnt. Sie hatte ſchon vorher grundſätzlich die gleichen bürgerlichen Rechte ge⸗ 
noſſen wie der Mann und wird ihm nun auch hinſichtlich ihrer ſtaatsbürgerlichen Stellung, aller⸗ 
dings nur „grundſätzlich“, gleichgeſtellt; d. h. vorbehaltlich aller Geſetze, die Ausnahmen zulaſſen. 
Auf Privatrechte (Ehe) bezieht ſich Art. 109 überhaupt nicht. 

Eine demokratiſche öffentliche Rechtsgleichheit gebietet die Beſeitigung der letzten Rechte einer 
geburtsſtändiſchen Geſellſchaftsordnung, insbeſondere der öffentlichen Rechtsvorzüge des Adels ein⸗ 
ſchließlich der vormals regierenden Fürſten; „ſind aufzuheben“ bedeutet eine Anweiſung für den 
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Geſetzgeber, der er durch Gef. v. 23. 6. 20 entſprochen hat. Der adelige Name ift zwar nicht 
(wie in Gſterreich) beſeitigt, gewährt aber keinerlei rechtlichen Anſpruch (etwa auf Titulierung 
„Durchlaucht“ uſw.); er geht nun auch auf das uneheliche Kind einer adeligen Mutter über und 
darf, ebenſo wie Orden und Ehrenzeichen, nicht mehr verliehen werden. Titel, wie Kommerzien⸗ 
rat, Geheimer Hofrat, Juſtizrat, die weder Amt noch Beruf bezeichnen, dürfen zwar gleich wie 
alle anderen bisher verliehenen geſellſchaftlichen Auszeichnungen von den dadurch Betroffenen 
weitergetragen werden, ſollen aber in Sukunft nicht mehr zur Verleihung kommen. 


Art. 110. „Staatsangehörigkeit“ iſt ein rechtlicher Grundzuftand (status), der für eine Reihe 
von Grundrechten und vor allem für die meiſten Grundpflichten die Dorausſetzung bildet, aber 
kein Grundrecht darſtellt. Auf Grund des geltenden Reichs und Staatsangehörigkeitsgeſetzes 
v. 22. 7. 15 erwirbt das eheliche oder legitimierte Kind die Staatsangehörigkeit des Vaters, das 
uneheliche die der Mutter, die heiratende Frau diejenige ihres Mannes. Durch behördliche Der- 
leihung wird a) ein Reichsdeutfher in einem anderen deutſchen Lande als Staatsbürger aufge⸗ 
nommen, b) ein Ausländer im Keiche eingebürgert. N . 

Der landesfremde Reichsangehörige hat die gleichen Pflichten und Rechte (Wahlrechte, Ämter: 
recht) wie der Angehörige des Rufenthaltslandes. (Hierzu R. Schmidt, Einführung in die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, 1921, S. 101 ff.) 

Art. 111. 112. Die feudale und zunftmäßige Wirtſchaftsverfaſſung ſowie der abfolutiftifche 
Merkantilismus hatten die ländliche Bevölkerung an die grundherrliche Scholle, den Erwerb des 
Bodens oft an einen Geburtsſtand (Rittergüter) gebunden; die Ausübung eines ſtädtiſchen Ge⸗ 
werbes war an die zuletzt ſehr erſchwerte) Zugehörigkeit zur öffentlichen Zunft geknüpft, der 
Untertan durch hohe Auswanderungsabgaben (Nachſteuer, Abſchoß) im Staate feſtgehalten und 
innerhalb des Staates oft an beſtimmte Orte gebunden. Die liberale Idee löſt das Individuum 
aus dieſen erſtarrten Banden, entreißt es aber auch dem Schutze bäuerlicher und handwerklicher 
Gemeinſchaften. 

Hrt. 111. 112 bilden gegenüber dem vorrevolutionären Rechtszuſtand keine Neuerung. Die 
freie Wahl des Aufenthalts- und Erwerbsortes ſowie des Berufs ift nur dem Deutſchen, nicht 
dem Ausländer gewährleiſtet. Die Freizügigkeit ift beſchränkt für Willensunfähige, für Unmündige, 
für die Ehefrau, über deren Aufenthaltsort der Kurator bzw. die Eltern, der Ehemann zu be⸗ 
ſtimmen hat. Sie iſt, je ſtärker nationale und ſoziale Ideen verwirklicht ſind, deſto mehr be⸗ 
ſchränkt durch die Erfüllung öffentlicher Pflichten (aus Gründen der Lebensmittelverforgung, des 
Wohnungsmangels, der Armenpflege, der Wehrpflicht). 

Die Freiheit der Auswanderung, der Antike und ſelbſt noch dem 18. Ih. unbekannt, war 
früher nur durch die Wehrpflicht beſchränkt. Gegenwärtig iſt zur Verhinderung der Steuerflucht 
im nationalen und ſozialen Intereſſe die Auswanderung von Steuerpflichtigen an eine Sicherheits⸗ 
leiſtung für ihre Abgaben gebunden. Die Keichsangehörigkeit erliſcht durch einen noch ſo lange 
währenden Aufenthalt im Auslande nicht. ö 

Der Deutſche hat das Keich zu ſchützen und wird durch dieſes innerhalb und außerhalb der 
deutſchen Grenzen geſchützt. Der Anſpruch auf Auslandsſchutz gegenüber dem Reiche geht dar⸗ 
auf, daß für ein dem Deutſchen zugefügtes Unrecht der fremde Staat und durch dieſen der ſchul⸗ 
dige Staatsangehörige zur Verantwortung gezogen werde — ein Schutz, deſſen Wirkſamkeit gar 
ſehr von der Macht des Reiches abhängt. 

Im kinſchluß an den alten deutſchen Kechtsgedanken eines Treuverhältniſſes zwiſchen Staat 
und Staatsangehörigen entwickelte ſich auf dem Kontinente der Grundſatz der Nichtauslieferung 
eigener Untertanen (England allerdings liefert Engländer auf Gegenſeitigkeit aus N). Dieſen Grund- 
ſatz bricht Art. 228 des Derfailler Sriedensvertrages, durch den das Reich gezwungen wird, Deutſche 
wegen behaupteter Uriegsverbrechen an die Entente auszuliefern (vgl. Art. 178, 2, R.). Am 
15. 2. 20 hat ſich die, Entente mit einem Verfahren vor dem deutſchen Reichsgerichte begnügt unter 
dem Vorbehalt, daß dieſes Verfahren nicht die Wirkung habe „die Angeſchuldigten der gerechten 
Sühne zu entziehen“. 

Art. 115. Den Grundſatz des Schutzes fremdſprachiger Dolfsteile (alfo nicht nationaler 
Minderheiten mit deutſcher Umgangsſprache) bildet ſchon der Unbeſtimmtheit des Anſpruchsberech⸗ 
tigten wegen noch kein Grundrecht; er ſteht im Gegenſatz zur früheren Polengeſetzgebung. 

Art. 114. Das Recht der Freiheit der Perfon ift fo weit gefaßt, daß es alle Folgerungen 
aus der liberalen Idee umſchließt, alſo eigentlich alle „Freiheitsrechte“ miteinbegreift. Tatſächlich 
iſt damit geſorgt, daß jeder Menſch (nicht nur Deutſcher) Perſon im Rechtsſinne, d. h. Träger 
x Rechten und Pflichten ift und nicht behandelt werden darf als Sache im Rechtsſinne, als 

ave. 
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Dieſes Grundrecht ſchützt die perſönliche Freiheit gegen öffentliche (nicht private) Gewalt, 
d. h. gegen die von ſtaatlichen Verwaltungsorganen nicht geſetzmäßig verfügten Freiheits⸗ 
beſchränkungen; dem Geſetzgeber aber, der keine willkürliche Perſönlichkeit iſt, ſondern den „allge⸗ 
meinen Willen“ darſtellt, iſt die Freiheit der Perſon ebenſowenig „heilig und unverletzlich“ wie 
das Eigentum. 

Im 2. Abſatz wird das Prinzip der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung auf den Spezialfall der 
Freiheitsbeſchränkung, die Entziehung der Freiheit (Haft, Feſtnahme, Gewahrſam, Schutzhaft uſw.) 
angewandt. 

Art. 115. Die Wohnung, der Hausfrieden, ift ein Teil der perſönlichen Freiheitsſphäre, die 
verfaſſungsmäßig gegen jedes, nicht durch Geſetz geſtattetes Eindringen eines Staatsorgans ge⸗ 
ſchützt iſt. Im Intereſſe der Rechtsſicherheit geſtatten Geſetze das Eindringen in zahlreichen Fällen 
(zum Zwecke der Beſchlagnahme, Durchſuchung, Strafverfolgung Wiederergreifung entwichener Ge⸗ 
fangener); zur Bekämpfung der Wohnungsnot wird das individuelle Hausrecht durch Swangsein 
quartierung beſchränkt. 

Art. 116. Der Grundſatz nullum erimen nulla poena sine lege iſt eine unmittelbare 
Folgerung aus dem Prinzip des geſetzmäßigen Handelns, alſo auch Strafens der Staatsorgane, 
Strafgeſetze mit rückwirkender Kraft widerſprächen unſerm Rechtsempfinden und wären verfaffungs- 
widrig (ogl. R. Schmidt, Einführung S. 290). 

Art. 117. Das Brief⸗ Poſt⸗, Telegraphen- und Fernſprechergeheimnis verbieten den 
in dieſem öffentlichen Verwaltungszweige angeſtellten Organen ſowohl von der Tatſache wie von 
dem Inhalt der ihnen anvertrauten (auch offenen) Poſtſendungen und Ferngeſpräche ſelbſt eine 
weitergehende Kenntnis zu nehmen, als es Beförderung oder Betriebseinrichtungen erfordern 
(Ceſen von Adreſſen, Telegrammen) und 2. Privaten oder Behörden irgendwelche Kenntnis zu 
geben. Dieſe auch ſtrafrechtlich gegen die Staatsverwaltungsorgane geſchützte Freiheit des Ab⸗ 
ſenders und Empfängers wurde bisher eingeſchränkt im Intereſſe der Strafrechtspflege und des 
Konfursverfahrens ſowie für Kriegszwede. Auch die revolutionären Volksbeauftragten ließen 
bereits durch Verordnung vom 18. 9. 18 den Poſtverkehr mit dem Auslande überwachen. 

Gegen private Eingriffe iſt jedes verſchloſſene Schriftſtück durch 8 299 StchB. geſchützt. 

Art. 118. Die Freiheit, feine Gedanken ohne obrigkeitliche (kirchliche, ſtaatliche) Erlaubnis 
kundgeben zu dürfen, hat ſich zuerſt im Gefolge der Reformationskämpfe, in Deutſchland ſchließlich 
erſt durch die Revolution von 1848 durchgeſetzt (Schillers Don Carlos: „Sir, geben Sie Gedanken⸗ 
freiheit.“). Die Präventiv-Senfur, insbeſondere für das wichtigſte Organ der öffentlichen Meinung, 
für die Preſſe, war das vom gebildeten Liberalismus beſtgehaßte Machtmittel des vormärzlichen 
Abfolutismus. Noch 1819 verordnet der König von Preußen, nachdem 1815 Preſſefreiheit ver⸗ 
heißen worden war, daß ohne feine vorherige Genehmigung und ſchriftliche Erlaubnis der Zenſur 
keine Schrift gedruckt noch verkauft werden dürfe. KHuch nach 1848, nachdem die vorbeugende Senſur 
grundſätzlich beſeitigt war, hat die Polizei noch präventiv in die Preßfreiheit (durch Konzeffions-, 
Kautionspflicht) eingegriffen (bis zum Preßgeſetz für das Deutſche Reich von 1874). 

Wo die Meinungsäußerung, insbeſondere durch die gewaltige und oft gefährliche Macht der 
Preſſe irgendwelche Geſetze verletzt, hört ihre Freiheit auf. Ausnahmsweife iſt die Meinungs⸗ 
äußerung nicht nur gegen ungeſetzliche Eingriffe der öffentlichen Gewalt, ſondern auch gegen die 
verletzung durch geſellſchaftliche, private Mächte (Arbeitgeber) grundrechtlich geſchützt. 

Huch für das Theater, deſſen Darfteller keine eigene Meinung äußern, beſteht keinerlei Senſur. 
völlige Hemmungsloſigkeit jeder Meinungsäußerung iſt gerade in Seiten des politiſchen und ſitt⸗ 
lichen Überganges höchſt gefahrvoll, beſonders dann, wenn ein ſkrupelloſer Erwerbsſinn lediglich 
auf die unedlen Inſtinkte ungefeſtigter Charaktere ſpekuliert. Dieſer Erkenntnis trägt die Ver⸗ 
faſſung dadurch Rechnung, daß fie für Kinozenfur, Schund⸗ und Schmutzbekämpfung die verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Grundlagen ſchafſt. (Dal. Handbuch der Politik IS. 180 ff.) 


2. Das Gemeinſchaftsleben. 


In dieſem 2. Abſchnitt werden die Grundrechte des Bürgers in ſeiner beſonderen Eigen⸗ 
ſchaft 1. als Mitglied der Familie, 2. als Mitglied einer Verſammlung und eines Dereins, 
3. als Träger der Selbſtverwaltung und A. als öffentlicher Beamter ſowie 5. feine weſent⸗ 
lichſten Grundpflichten gegen die politiſche Gemeinſchaft behandelt. Die bisherigen Grund⸗ 
rechte bezogen ſich auf das Staatsverhältnis des vereinzelten Individuums, die folgenden 
auf das vergeſellſchaftete Individuum in ſeinem verhältnis zum Staat. 
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Die naturrechtliche Aufklärung, auch Rouſſeau und Kant, hatten ſtets den „Menſchen 
an ſich“, das aus jeder familiären, ſtändiſchen, nationalen, überhaupt geſellſchaftlichen Ge⸗ 
meinſchaft gelöſte Individuum als abſtraktes Atom ohne alle Mittelung der zentralen Staats⸗ 
gewalt gegenübergeſtellt und dieſer eingeordnet. Im Verlauf der Franzöſiſchen Revolution 
hatte Napoleon dieſe atomiſtiſch⸗zentraliſtiſche Staatsidee des Naturrechts in Frankreich in⸗ 
ſofern verwirklicht, als er den Bürger durch die faſt rechtloſe Gemeinde in gerader Linie der 
Zentrale untergeordnet hatte. Dieſem franzöſiſchen Staatsgedanken gegenüber kommt die 
deutſche Romantik, kommt vor allem hegel, Deutſchlands größter Staatsphiloſoph, zu der 
bedeutſamen Erkenntnis, daß der wirkliche, in Familie, Wirtſchaft, Beruf uſw. verwurzelte 
menſch dem geſunden wirklichen Staat durch das Mittel einer großen Sahl von Vereinigungen 
und Gemeinſchaften, durch die Kreife der „bürgerlichen Geſellſchaft“ verbunden ſei, welche 
„organiſche“ Gliederungen auch verfaſſungsrechtlich zum Ausdruck gebracht werden ſollen. 
„Der konkrete Staat iſt das in feine beſonderen Kreife gegliederte Ganze“ und ein „lebendiger 
Suſammenhang iſt nur in einem gegliederten Ganzen, deſſen Teile ſelbſt beſonders unter⸗ 
geordnete Ureiſe bilden“; Familie und Korporation ſeien die beiden ſittlichen Wurzeln des 
Staates, deſſen eigentliche Stärke in den Gemeinden liege. (Hegel.) 

In England hatte der Staatszentralismus nie geſiegt. Dort war der altgermaniſche Ge⸗ 
danke der Verwaltung gewiſſer politiſcher Gemeinſchaftsaufgaben ohne unmittelbare Mit⸗ 
wirkung von Staatsbehörden, das Selfgovernment erhalten geblieben. Im Gedanken der 
ſelbſtverwaltenden Korporation erſcheinen liberale und demokratiſche Idee unlöslich verbunden. 
Die liberale Dereinsfreiheit läßt die einzelnen ſich zuſammenſchließen und durch ihre Ver⸗ 
einigung erlangen ſie demokratiſch Einfluß auf beſtimmte Gebiete des Staatslebens. 


Art. 119-122 handeln von den Rechten des Individuums innerhalb der natürlichen Gemein⸗ 
ſchaftsformen und verſprechen den natürlichen Grundlagen des Gemeinſchaftslebens, der Ehe, 
der Jugend und ihrer Erziehung den verfaſſungsrechtlichen Schutz. Ausgehend von der Feſt⸗ 
ſtellung, daß die Proletariſierung, insbeſondere die Fabrikarbeit der Frau, das Familienleben 
untergraben und die Kindererziehung unmöglich gemacht habe, hatten radikal-ſozialiſtiſche Ge⸗ 
danken dieſe Inſtitutionen angegriffen. Als Abwehr und doch als Kompromiß mit der ſozialen 
Idee beſtimmt die Derfaffung, daß Ehe und elterliche Erziehung zwar geſchützt, aber von der 
übergeordneten ſtaatlichen Gemeinſchaft auch beaufſichtigt find. Soweit dieſe Beſtimmungen nicht 
ſittliche Grundſätze enthalten, find fie auch ſonſt kein aktuell anwendbares Recht, ſondern ent⸗ 
halten Leitlinien für künftig zu erlaſſende Geſetze. 


Art. 110. Die im 4. Buch des BGB. enthaltenen Beſtimmungen über die bürgerliche Ehe 
find durch die Verfaſſung als ſolche noch nicht verändert. Demnach wird der Mutterſchaft, „gleich⸗ 
gültig, ob ſie eine uneheliche oder eheliche iſt“, der Anſpruch auf den Schutz und die Fürſorge 
des Staats zugebilligt. Den leicht „zur Strandung im Kommunismus“ führenden Verſuch, Mutter⸗ 
ſchaft und Ehe gleichzuſtellen, hat die Derfaffung zwar durchaus nicht unternommen, verſpricht 
aber den unehelichen Kindern durch zu erlaſſende Geſetze gleiche Entwicklungsbedingungen zu 
ſchaffen wie den ehelichen (z. B. Beſeitigung 88 1589 Abſ. 2, 1707 Satz I BGB.). Die Erziehung 
des Nachwuchſes darf der Staat überwachen, übernehmen aber nur dann, wenn Eltern oder Stell⸗ 
vertreter ihre öffentlich-rechtliche Erziehungspflicht vernachläſſigen. (Dal. die lehrreichen Debatten, 
Stenogr. Ber. Plen. S. 1597-1613, 1624 f., 2126— 2134.) 

Dieſen Richtlinien für die rechtliche Wertung der natürlichen Gemeinſchaftsformen folgen Be⸗ 
ſtimmungen, die der mehr willkürlichen, insbeſondere politiſchen Betätigung des Individuums in 
in den Geſellſchaftsformen der Derfammlung, des Vereins, der Wahl, der gemeinſamen Pe⸗ 
tition Schutz gewähren gegen ungeſetzliche öffentliche Eingriffe. Hier haben wir wieder echte aus 
der liberalen Idee erwachſene bürgerliche Rechte vor uns. 

Art. 124. Eine Geſamtheit von Individuen kann leicht der ſtaatlichen Geſamtheit und ihrer 
Ordnung gefährlich werden, weshalb der abſolutiſtiſche Staat Derfammlungen und Vereinen ſeine 
beſonders aufmerkſame Bevormundung zuteil werden ließ. Die Verſammlungsfreiheit, grund⸗ 
ſätzlich 1898 durchgeſetzt, war zuletzt durch Reichs-Dereins-Gefeg von 1908 geregelt. Die nicht un⸗ 
erheblichen Einſchränkungen auch dieſes Geſetzes (u. a. Anmeldepflicht für politiſche Derfamm- 
lungen, Genehmigungspflicht für Derfammlungen unter freiem Himmel, Ausſchließung Jugend⸗ 
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licher von politiſchen Derfammlungen und Vereinen, Verbote für Militärperſonen und Beamte) 
find durch die Derfaffung beſeitigt. In Anbetracht der Pſychologie einer jeden (auch „gebildeten“ 
Maſſe iſt auf eine gewiſſe Mindeftgarantie der öffentlichen Sicherheit nicht zu verzichten. (Dgl. 
Ce Ban, Pſychologie der Maſſe.) Abgeſehen von der Beobachtung der geſundheits⸗, bau⸗ und 
feuerpolizeilichen Vorſchriften iſt durch die Verfaſſung friedliche und unbewaffnete Teilnahme ge- 
fordert. Unter freiem Himmel, wo ſich unbeſchränkte Maſſen verſammeln und die öffentliche Sicher⸗ 
heit in viel höherem Maße, lediglich durch die Tatſache ihres jedermann, auch Gegnern, ſicht⸗ 
baren Sufammenfeins gefährden können, muß die Staatsgewalt zu Sicherheitsvorkehrungen und 
dann, wenn ſie eine Gefahr geradezu kommen ſieht, auch zum Verbote die Möglichkeit haben, 
wobei es gleichgültig bleibt, ob die Sicherheitsgefährdung von den Deranftaltern gewollt iſt oder 
nicht. Innerhalb des „befriedeten Bannkreiſes“ der Gebäude des Reichstages und der Landtage 
dürfen Verſammlungen unter freiem Himmel überhaupt nicht ſtattfinden. 


Art. 124. Durch vorbeugende Maßregeln überhaupt nicht beſchränkbar iſt die Dereinsfreiheit, 
ſoweit fie nicht zu ſtrafgeſetzlich verbotenen Sweden mißbraucht wird. 

Eine der weſentlichſten Vorausſetzungen für ein wirkſames Gemeinſchaftshandeln, das frei⸗ 
willig Aufgaben vollbringt, die über die Kräfte der einzelnen hinausgehen, beſteht darin, daß 
eine vereinigte Mehrzahl ſo handeln kann wie ein Menſch. Damit ein ſolcher Perſonenverband 
zu einer Derbandsperfon werden kann, die durch ihre Organe zu kaufen, zu mieten, Schulden zu 
machen imſtande iſt, wodurch nur die abſtrakte Verbandsperſon und nicht das eine oder andere 
ihrer wechſelnden Mitglieder verpflichtet oder berechtigt wird, dazu muß dieſem Perſonenverband 
erſt von der Rechtsordnung eine rechtliche Einheit zugeſprochen, Rechtsfähigkeit verliehen 
werden, durch welche dieſe Mehrzahl zu einer „juriſtiſchen Perſon“ wird. (Dal. BB. $ 21, 
R. Schmidt, Einführung S. 231 ff.) Die dadurch einem Verband zufließende größere geſellſchaftliche, 
vor allem wirtſchaftliche Macht kann die Rechtsordnung, d. h. der Staat entweder ganz nach will⸗ 
kürlichem Ermeſſen verleihen (Konzeſſionsſiſtem) oder er kann ſich dabei an allgemeine Normen 
binden, die für beſtimmte Kategorien von Vereinen den Erwerb der Rechtsfähigkeit geſetzlich feſt⸗ 
legen (Syſtem der allgemeinen Normativbeſtimmungen) oder er kann ſchließlich allgemeine und 
gleiche Normen für alle Arten von Vereinen aufſtellen (Syſtem der gleichen Normativbeſtimmungen). 
Das erſte Syſtem befolgte der abſolutiſtiſche Staat, das zweite der RDG. von 1908, indem es für 
die Rechtsfähigkeit von Vereinen, die einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck ver⸗ 
folgen praktiſch eine Konzeſſion der Verwaltung forderte (gerichtet gegen Sozialiſten und katholiſche 
Ordensniederlaſſungen), das dritte Syſtem liegt dem Art. 124 zugrunde, wonach nun alle Arten 
von Vereinen Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Dereinsregiſter des zuſtändigen Amtsge⸗ 
richtes erlangen (E. D. eingetragener Verein). Vereine, deren Swecke auf einen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
90 B. 5 200 nr find, erlangen Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Handelsregiſter 

In beſonderer Weiſe iſt die Dereinsfreiheit beſchränkt durch Art. 177 des Derfailler Vertrags, 
der Vereinigungen jeder Art (namentlich auch an Unterrichtsanſtalten) ohne Rückſicht auf das Alter 
ihrer Mitglieder verbietet, die ſich mit militäriſchen Dingen befaſſen. Das entſprechende Reichs⸗ 
geſetz vom 31. 8. 1919 bedroht zuwiderhandelnde Vereine und private Unterrichtsanſtalten mit 
der Auflöfung. 


flirt. 125. Für alle Wahlen gilt die Gewährleiſtung der Wahlfreiheit. Für geheime Wahlen 
außerdem die des Wahlgeheimniſſes. Die Ausführung dieſes Schutzes iſt einerſeits dem Strafge⸗ 
ſetze, andererſeits den verſchiedenen Wahlgeſetzen überlaſſen, 3. B. dem Reichstagswahlgefeg vom 
27. 9. 1920. (Bol. oben zu Art. 22 ff., Art. 41 RD.) 


Art. 126. Nur als geſchichtlich überliefertes Kampfrecht gegen den Abſolutismus iſt das für 
ein demokratiſches Gemeinweſen eigentlich ſelbſtverſtändliche Petitionsrecht zu verſtehen. Nicht 
nur der Deutſche, auch der Ausländer kann ſich allein oder zuſammen mit andern an die zu⸗ 
ſtändigen Behörden und, wenn der Inſtanzenzug erſchöpft iſt, an die Volksvertretung wenden, die 
ſeine Bitten, Beſchwerden annehmen und vorſchriftsmäßig erledigen müſſen. 


Art. 127. Bürokratie und Selbſtverwaltung. Bei den Germanen verwaltete die Ge⸗ 
meinde weite Gebiete des öffentlichen Lebens, vor allem Recht und Wirtſchaft, ſelbſtändig. Erſt 
in den entwickelteren Derhältniffen des Frankenreichs wurde nach römiſchem Vorbild ein vom König 
abhängiges Beamtentum (Grafen, miſſi domini Karls d. Gr.) zur Verwaltung geſchaffen, ohne 
daß den Städten ihr ſtets wachſendes Selbſtverwaltungsrecht genommen worden wäre. Ein vom 
König beſoldetes und unbedingt abhängiges Berufsbeamtentum iſt Dorausfegung und dauernde 
Bedingung erſt des neuzeitlichen Abſolutismus, der ſeine erſten Anfänge im wirtſchaftlich vor⸗ 
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geſchrittenen Italien (Friedrich II. in Sizilien) verwirklicht. Mit Ludwig XIV. in Frankreich, 
Friedrich d. Gr. in Preußen, Joſeph II. in Öfterreich erreicht der bürokratiſch⸗polizeiſtaatliche Abſo⸗ 
lutismus feine Vollendung. Don einer Selbſtverwaltung des von den Leiden des 30 jährigen 
Kriegs nur ſchwer ſich erholenden deutſchen Bürgertums find kaum noch Refte vorhanden. Seit 
dem 18. Jh. aber gewinnt der Kampf des Bürgertums gegen den ÜAbſolutismus notwendig die 
Form einesf Kampfes vornehmlich der Stadtgemeinden gegen die bürokratiſchen Organe des abſo⸗ 
luten Herrfchers. Die demokratiſche Idee der Selbftregierung wird zunächſt erhoben als Forderung 
der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung (pouvoir municipal der Franzöſiſchen Revolution). Napoleon J. 
beſeitigt zwar die revolutionäre Gemeindeſelbſtändigkeit in Frankreich, die Ideen von 1789 im 
berein mit dem uralten engliſchen Selfgovernment werden aber das Vorbild für die großzügig 
angelegte Staatsreform des Freiherrn vom Stein. Wie in England Seligovernment das Local- 
government vorqausſetzt, fo gedachte auch Stein mit feiner Städteordnung von 1808 zunächſt 
einmal nur den Grundſtein für eine umfaſſende Umgeſtaltung des ganzen preußiſchen Staates zu 
legen. Durch die Reform ſollte eine große Sahl der bezahlten Diener des Fürſten nicht nur in 
der Stadt, ſondern auch in den Candgemeinden und nicht nur in den Gemeinden, ſondern auch 
in Kreis und Provinz durch ehrenamtliche Selbſtverwaltungsorgane aus den Regierten erſetzt 
werden. Der bürokratiſche Abſolutismus ſollte der demokratiſchen Idee des Verfaſſungsſtaats an⸗ 
genähert werden. Stein und fein Nachfolger Hardenberg kamen über die ſtädtiſche Selbſtverwaltung 
nicht hinaus. In Kreis und Provinz blieb die feudale und bürokratiſche Macht ungebrochen, und 
hardenberg vermochte die Gemeindeſelbſtverwaltung nicht einmal auf die Landgemeinden auszu⸗ 
dehnen. Wirtſchaftlich⸗geographiſche Derhältniffe, in allererſter Linie aber die Macht des preußi⸗ 
ſchen Adels verhinderten die Reformpolitik. Den Geiſt dieſer Mächte zeigt eine der zahlreichen 
Beſchwerdevorſchriften aus dem Jahre 1811 der Kreife Cebus, Beeskow und Storkow, worin Harden⸗ 
berg gefragt wird, ob man das alte ehrliche Preußen in einen neumodiſchen Judenſtaat ver⸗ 
wandeln wolle. (CTreitſchke, Deutſche Geſchichte 1, 374.) 


Selbftverwaltung iſt die Grundidee des Genoſſenſchaftsgedankens. Im heutigen Großſtaate, 
in dem die Genoſſen ſich nicht mehr in perſönlichen Zuſammenkünften ſelbſt regieren können, iſt 
die demokratiſche Idee der Selbſtregierung in der Regel nur mittelbar, nur auf dem Wege der 
Repräſentation möglich, die demokratiſche Form der Selbſtverwaltung durch grundſätzlich unbe⸗ 
ſoldete, gewählte, nichtberufliche Ehrenbeamte im heutigen arbeitsteiligen Wirtſchaftsſtaate immer 
nur in beſchränktem Umfange durchführbar. Je größer die politiſche Gemeinſchaft, deſto umfang⸗ 
reicher und verwickelter ihre Aufgaben, deſto notwendiger ein ſachkundiges, beſoldetes Berufsbe⸗ 
amtentum. Andrerſeits macht der Groß- und Wirtſchaftsſtaat aber die Trennung von Regierten 
und Regierenden in der Form des „Obrigkeitsſtaates“ zur Unmöglichkeit. Mag man von der 
Beſchränktheit des Untertanenverſtandes noch fo feſt überzeugt fein, das Selbſtgefühl der fo ver- 
ſchiedenartigen Intereſſengruppen des heutigen Staates wird es nie vermögen zuzugeben, daß 
die zentrale Obrigkeit jene Intereſſen beſſer zu erkennen und zu verwalten vermag als die un⸗ 
mittelbar Beteiligten. Mit dem Umfang des Staates und feiner Aufgaben muß notwendig ent- 
weder die Selbftverantwortung und Selbſttätigkeit feiner Bürger wachſen, oder die eine Hälfte der 
Einwohner muß ſchließlich die andere beruflich regieren und verwalten. Wie jeder moderne Groß⸗ 
ſtaat ſteht deshalb auch das Deutſche Reich vor der ſchickſalsſchweren Frage, die beiden gleich 
notwendigen Momente der Sentraliſation und Dezentraliſation (mit Länder-, Kreis⸗ und Ge⸗ 
meindeautonomie), der Berufsbürokratie und des Ehrenbeamtentums in ein elaſtiſches („organiſches“) 
Gleichgewicht zu bringen (vgl. 18. Art. R.). 


So geben die deutſchen Städteordnungen, für die Preußen vorbildlich wurde, den Bürgern 
das Recht, ihre eigenen Angelegenheiten durch ihre eigene freie Tätigkeit zu verwalten, indem ſie 
eine Gemeindevertretung, Stadtverordnete mit einem Vorſtand (Magiſtrat, Rat) wählen. Von 
dieſen Bürgerſchaften wird einerſeits der „eigene Wirkungskreis“ verwaltet, andrerſeits gewiſſe, 
vom Staat zugewieſene Geſchäfte, der „übertragene“ Wirkungskreis beſorgt. 

In Preußen fanden die Gemeindewahlen bis 1919 nach dem dreiklaſſenwahlrecht ſtatt. Der 
Entwurf 1920 der neuen Städteordnung ſieht außer dem im Art. 22 RD. vorgeſchriebenen Wahl⸗ 
recht vor: Bezirksvorſteher an der Spitze der einzelnen Stadtbezirke, ehrenamtliche, auf 3 Jahre 
gewählte Stadtverordnete, einen von dieſen auf 12 Jahre gewählten Magiſtrat, deſſen Mitglieder 
teils unbeſoldet, teils beſoldet ſind; zu den letzteren gehören Bürgermeiſter, Stadtkämmerer und 
techniſche Räte (Bau-, Schul⸗, Medizinalrat) (vgl. Art. 71 Prob.) 

Diefes Selbſtverwaltungsrecht wird von der Reichsverfaffung nicht nur den Gemeinden, ſondern 
auch Gemeindeverbänden, in Preußen alfo den (Stadt⸗ und Cand⸗) Kreisverbänden und Provinzial⸗ 
verbänden gewährleiſtet. Dadurch wird dieſen Verbänden ein Schutz gegen ungeſetzmäßige Staats⸗ 
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eingriffe in die Freiheit ihrer Geſamtperſönlichkeit gewährleiſtet, der im übrigen von der gleichen 
Art und Wirkung wie der Freiheitsſchutz der Einzelperſönlichkeit iſt. 

Die Bedeutung dieſer grundftügenden Verfaſſungsreform iſt keineswegs geringer als jene der 
Derfaffungsrevolution von 1918/19. Verwaltungsreformen geben Verfaſſungsrevolutionen erſt 
ihre praktiſche Bedeutung und ſind ſchwieriger und langwieriger durchzuführen als dieſe. Gegen⸗ 
wärtig ift das große Reformwerk der Demokratiſierung der Verwaltung erſt im Suſtand der Vor⸗ 
bereitung. Endgültig durchgeführt ift bisher lediglich die Provinzialautonomie für Oberſchleſien. 
Art. 70 der Preußiſchen Verfaſſung verſpricht noch einmal, wie Art. 127 RD., die Selbſtverwaltung 
von Gemeinde und Gemeindeverband und gibt in Art. 72, 75 der Provinzialautonomie greifbarere 
Geſtalt. Danach kommt den Provinzen ein Selbſtgeſetzgebungsrecht und Selbſtverwaltungs— 
recht zu. Kraft des erſteren ſind die Provinzialverbände befugt, auf gewiſſen Gebieten (3. B. über⸗ 
die Einführung einer zweiten Amts⸗ und Schulſprache in gemiſchtſprachlichen Gegenden Art. 75 
Prob.) ſelbſtändig Geſetze zu beſchließen, die für alle Bürger und ſtaatlichen Behörden bindend find. 
Kraft ihres Selbſtverwaltungsrechtes verwalten die Provinzen beſtimmte Gebiete durch von ihnen 
beſtellte Organe, die bisher von ſtaatlichen Organiſationen verwaltet worden waren. Dabei ſind 
zu unterſcheiden 1. „Selbſtverwaltungs angelegenheiten“, welche die Provinz bis auf eine ſtaatliche 
Ordnungskontrolle völlig ſelbſtändig und ſelbſtverantwortlich als ihre eigenen Angelegenheiten 
verwaltet (3. B. Chauſſeebau) und 2. Auftragsangelegenheiten, die ſtaatliche Angelegenheiten blei⸗ 
ben, aber nicht mehr „von unmittelbaren Staatsorganen“ (Oberpräſident, Regierungspräfident 
uſw.), ſondern unter dem ſachlichen Anweiſungsrecht und der Verantwortung der Miniſter von dem 
in der Provinz beftellten Beamten⸗ und Behördenapparat verwaltet werden“ (vor allem Polizei: 
angelegenheiten mit Ausnahme der eigentlichen Sicherheitspolizei). 

(Im übrigen vgl. Preußen im Handbuch der Politik I, S. 266 ff. über die „Entwicklung der 
kommunalen Selbſtverwaltung in Deutſchland“, derſ. „Obrigkeitsſtaat und Volksſtaat“, ferner Stier⸗ 
Somlo, Preußiſche Verfaſſung, S. 211 ff., insbeſonders den hier wiedergegebenen „Geſetzentwurf 
über die Erweiterung der Selbſtändigkeitsrechte der Provinzen“ .) 


Beamtenrecht. Das „Erfurter Programm“ der Sozialdemokratie Punkt 2 fordert ganz all⸗ 
gemein „Wahl der Behörden durch das Volk“, alſo eine Art allgemeinſten Selbſtverwaltungsbe⸗ 
amtentums. Vornehmlich zur Beruhigung des Berufsbeamtentums, das durch die Revolution 
und durch den mit der Parlamentariſierung notwendig verbundenen Einfluß der Parteien auf 
Geſetzgebung und Verwaltung eine Verletzung feiner wohlerworbenen Kechte fürchtete, hat die 
Derfaffung gewiſſe Grundrechte der Beamten aufgenommen (vgl. Stenogr. Ber. Plen. 1632 ff.), die 
durch ein zu erlaſſendes Reichsgeſetz eine nähere Ausführung erhalten ſollen. Den praktiſchen 
Ausgleich zwiſchen radikalſter Selbftverwaltung und Berufsbeamtentum bildet die formal allge- 
meine kimterfähigkeit (Art. 128), die Anſprüche der Beamten an den Staat regelt Art. 129, bürger⸗ 
liche und ſtaatsbürgerliche Freiheitsrechte und Grundpflichten der Beamten beſtimmt Art. 130, 
während in Art. 131 der Staat verpflichtet wird, für die durch feine Organe pflichtwiörig ent⸗ 
ſtandenen Schädigungen von Privatperſonen aufzukommen. 


Art. 128. Die nach Art. 128 allen Staatsbürgern ohne Unterſchied entſprechend ihrer Ceiſtungs⸗ 
fähigkeit zukommende kimterfähigkeit iſt eine notwendige unmittelbare Folgerung der demokratiſchen 
Idee, derzufolge die Regierten zugleich die Regierenden fein ſollen. Die das öffentliche Regie. 
ment führenden Beamten (Reichs⸗, Candes⸗ und Selbſtverwaltungsbeamte) ſollen nicht einſeitig 
aus beſtimmten Geburtsſtänden (Adel), beſtimmten ſozialen Klaſſen (Bürgertum, Proletariat), Par⸗ 
teien, Konfeſſionen, ſondern aus ſämtlichen Regierten des Reiches (Art. 110,2 RD.) ausſchließlich 
nach dem Geſichtspunkt verſchiedener Ceiſtungsfähigkeit ausgewählt werden. Die Leiftungsfähig- 
keit für ein beſtimmtes Amt kann nach Alter (vgl. Art. 41 Ro.), Vorbildung (als Richter, Lehrer, 
Arzt, Techniker, uſw.), Beruf (Handelsleute als Handelsrichter) uſw. bei Gleichheit aller dieſer Be 
dingungen ſchließlich bezüglich der perſönlichen Begabung verſchieden ſein. Unter verſchiedenen 
Gleichqualifizierten wählt das zuſtändige Staatsorgan frei den zukünftigen Beamten. kuch das 
Derfprehen der gleichen ämterfähigkeit für das weibliche Geſchlecht iſt nur unter der Bedingung 
der entſprechenden Befähigung zu verſtehen. Das ſog. Sölibat (Entlaſſung der Beamtin infolge 
Verheiratung) wird durch dieſe Dorfchrift beſeitigt, da nur die Mutterſchaft und nicht die Heirat 
an ſich die Leiftung im Amte zu berühren vermag. Wird durch ein Geſetz eine in der Natur 
des weiblichen Geſchlechts gelegene geringere Leiftungsfähigfeit bei der Sulaffung zu gewiſſen 
Ämtern berückſichtigt (Offizier, Richter uſw.), fo ift ſolche Sonderbeſtimmung nicht als eine Aus 
nahmebeſtimmung gegen weibliche Beamte zu betrachten. 

Art. 129, 1 ſpricht ſich grundſätzlich für eine lebenslängliche, Per ens ch dauernd ge⸗ 
ſicherte Anjtellung eines Berufsbeamtentums aus; nur das Geſetz, nicht die Verwaltung vermag 
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von dieſem Grundſatz Ausnahmen zu machen (3. B. für Gemeindebeamte, Handelsrichter ufw.). 
Geſetzlich find auch die Bedingungen für die Beendigung des Beamtenverhältniſſes, für Beſtrafun⸗ 
gen uſw. bis ins einzelne geregelt (vgl. Art. 79 Pro.). Damit ſchließt die Verfaſſung aus einer⸗ 
ſeits das ruſſiſche Räteſyſtem, andererſeits jenes spoil⸗(Beut⸗)ſyſtem der Vereinigten Staaten mit 
feiner Dilettantenverwaltung, wo mit jedem Präſidentenwechſel 500 —400 000 Beamtenſtellen an 
parteileute neu vergeben werden. (Über dieſes auch in Amerika als unerträglich erkannte Syſtem 
Mar Weber, Politik als Beruf. S. 40ff.) 

Um dem einzelnen Beamten gegen den Mißbrauch der Vorgeſetztenmacht ſicherzuſtellen, iſt ihm 
gegen jede Diſziplinarſtrafe ein Beſchwerdeweg und (in Abänderung des $ 117 RBG) die Mög- 
lichkeit des Wiederaufnahmeverfahrens eröffnet. Da eine ungünſtige Eintragung in die Perſonal⸗ 
akten des Beamten oft über feine geſamte weitere Laufbahn entſcheidet, verbietet die RD. vor 
ihm geheimgehaltene Perſonalakten überhaupt und geſtattet ungünſtige Eintragungen nur, wenn 
der Beamte zu ſolchen vorher hat Stellung nehmen können. Einzelne Grundrechte der Beamten 
fihert die RD. auch dem Berufsſoldaten zu, insbeſondere fteht Offizieren und Mannſchaften der 


Reichswehr der ordentliche Rechtsweg für die Geltendmachung von vermögensrechtlichen Anſprüchen 
aus ihrem Dienſtverhältnis zu. 


Art. 130. Gegen die ein spoil-Syſtem tragende Geſinnung richtet fi auch der erſte ethiſche 
Grundſatz des Art. 150. Angeſichts der Macht des Arbeitgebers Staat und früherer Staatspraxis, 
die 3. B. Sozialdemokraten vom Beamtentum ausſchloß, betont die RD. ausdrücklich, daß den Be⸗ 
amten die Freiheit der politiſchen Meinungsäußerung (nicht nur „Geſinnung“) und der „Ver⸗ 
einigungsfreiheit“ (ſ. unten Art. 159) gewährleiſtet werden. ähnlich wie die Arbeiter und Ange- 
ſtellten zur Wahrnehmung ihrer ſozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen Rätevertretungen bilden, 


ſollen auch die Beamten ihrer beſonderen Stellung und Tätigkeit angepaßte Beamtenqausſchüſſe 
(kammern) erhalten. 


Art. 151. In der Perfon des Beamten tritt dem Bürger der Staat ſelbſt entgegen. Der Rechts⸗ 
ſtaat gibt feinen Mitgliedern beſtimmte Rechtsſicherheiten dafür, daß fein Organ feine Umtspflichten 
gegen dritte nicht verletzt, indem er ihnen u. a. Rechtsſchutz gegen feine eigenen Beamten gewährt, 
das Recht gibt, den Beamten in ſeiner Eigenſchaft als Staatsorgan zivilrechtlich und ſtrafrechtlich 
zu belangen. In vielen Fällen, beſonders wenn der Beamte vermögenslos iſt, kann ſeine alleinige 
Haftung nicht genügen, weshalb außerdem Staatshaftung für den Beamten eintritt bzw. unmittel⸗ 
bar der Staat allein verantwortlich gemacht werden kann. Wenn der Beamte den Staat nur 
privatrechtlich, etwa bei einem Kauf vertritt, ſo haftet der Staat wie jeder Verein für ſeinen 
vertreter (88 89, 51 BGB.). Durch Art. 131 iſt aber die Staatshaftung für Beamte in KHus⸗ 
übung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt, alſo etwa für Richter, Notare, Gendarmen, 
unter Umſtänden auch Offiziere verfaſſungsrechtlich für das Deutſche Reich ausgeſprochen, und zwar 
in der Weiſe, daß den Staat oder die betreffende Mörperſchaft (die ſich am Beamten ſchadlos 
halten können) die Verantwortung grundſätzlich trifft, geſetzliche Ausnahmen alſo möglich find. 


Art. 152— 134. Grundpflichten. Dem allgemeinen Rechte, den deutſchen Staat durch feine 
Tätigkeit mitzuregieren und mitzuverwalten, entſpricht notwendig die Pflicht jedes Deutſchen, für 
dieſen ſeinen Staat mit allen Kräften tätig zu werden. In ſolchem Gleichmaß eines allgemeinen 
Rechts und einer allgemeinen Pflicht liegt das ſittliche Pathos der Demokratie. Ein Gemeinweſen, 
in dem alle Staatsgewalt vom Volke ausgehen ſoll, kennt auch keine Gewalt, die dem Volke die 
verantwortung für feinen Staat abnähme. Im Selfgovernment liegt aber zugleich die real⸗ 
politiſche Macht des modernen Staates. „Das Individuum muß in ſeiner Pflichterfüllung auf 
irgendeine Weiſe zugleich ſein eigenes Intereſſe, ſeine Befriedigung oder Rechnung finden und 
ihm aus ſeinem Verhältnis im Staat ein Recht erwachſen, wodurch die allgemeine Sache ſeine 
eigene beſondere Sache wird (Hegel). Aus der Idee der Demokratie, die nach außen ſich als 
Nationalſouveränität darftellt, entſpringen die Grundpflichten des Deutſchen, dem Staat aller⸗ 
lei perſönliche Dienſte zu leiſten, ihn zu ſchützen (Wehrpflicht), Ehrenämter zu übernehmen, dem 
Staate durch Sachleiſtungen das materielle Daſein zu ermöglichen und durch Erfüllung der Schul⸗ 
pflicht an feiner Kulturaufgabe mitzuarbeiten. Su dieſen Rechtspflichten, die der Staat gegebenen- 
falls erzwingt, nennt die Derfaffung außerdem folgende, weſentlich ſittliche Grundpflichten des 
Deutſchen, die unbeſchadet deſſen, daß ihnen keine verfaſſungsrechtliche Strafandrohung zur Seite 
ſteht, für den Beſtand des Gemeinweſens von grundlegender Bedeutung ſind: die elterliche Pflicht, 
ihre Kinder zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtigkeit zu erziehen (Art. 120), die 
Pflicht, Eigentum zugleich als Dienft für das gemeine Beſte zu gebrauchen (Art. 153) und die in 
KL, 163 genannte Arbeitspflicht jedes Deutſchen. | 
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Der moderne Kechtsſtaat beteiligt den Bürger allgemein an der Kechtſprechung, indem er 
ihn auf der Geſchworenenbank und im Schöffengericht Platz nehmen läßt, er läßt ihn Staat und 
Gemeinde als Stadtverordneter, Kreis-, Provinzial⸗ und Volksvertreter verwalten. Um die Ver⸗ 
waltung dieſer Gebiete des Staatslebens auch ſicherzuſtellen, muß durch Geſetz (nicht Verordnung) 
die Übernahme jener Ehrenämter zur allgemeinen Pflicht gemacht werden (rt. 152). Ebenſo iſt es 
Grundpflicht des Deutſchen überhaupt, „perſönliche Dienſte für den Staat und die Gemeinde zu 
leiſten (Art. 153), und zwar vornehmlich im Intereſſe einer geordneten Rechtspflege (Seugnispflicht) 
ſowie zu Sicherheits- und anderen Polizeizwecken (Nothilfe bei Unglücksfällen, Feuerwehrpflicht, 
Hand⸗ und Spanndienſte ufw.). 

Die vornehmſte Grundpflicht des Deutſchen war die Wehrpflicht, die als eine allgemeine durch 
Art. 175 des Derjailler Friedensvertrags mit feiner Feſtſetzung eines Söldnerheeres von 150000 
Mann aufgehoben wurde. Der Staat beſteht nur durch ſeine Bürger, die ihm perſönliche Dienſte 
bieten und ihm die Mittel zur Erfüllung feiner Aufgaben geben. Dieſe öffentlichen Laſten ſollen 
nach Art. 154 allen Staatsbürgern (grundſätzlich auch Ausländern) gleichmäßig, d. h. im Derhält- 
nis zu ihrer verſchiedenen Leiftungsfähigfeit und zwar geſetzmäßig auferlegt werden. Sie find 
heute ausnahmsweiſe Naturalleiſtungen (Einquartierungslaſt), in der Regel unſerer Geldwirtſchaft 
entſprechend ſog. öffentliche Abgaben, die in Geld beſtehen, die entweder als ſog. Gebühren und 
Beiträge als Entgelt für eine öffentliche Ceiſtung (3. B. des Gerichts) erhoben werden, oder ohne 
greifbar vorliegende Gegenleiſtung als Steuern zu zahlen ſind. 

Im folgenden regelt die RD. das grundſätzliche Rechtsverhältnis des deutſchen Staates zu den 
drei Kulturmächten Religion, Bildungsleben und Wirtſchaft, deren gewaltige Bedeutung für das 
politiſche Leben des deutſchen Volkes durch dieſe beſondere Stellung im grundlegenden Geſetzes⸗ 
werke anerkannt wird. Religion, Geiſteskultur und Wirtſchaft beſtimmen in dauernder Wechſel⸗ 
wirkung den Staat und werden dauernd von ihm beſtimmt. Keine dieſer Mächte war je in der 
politiſchen Geſchichte eines Volkes dauernd ohne Bedeutung geweſen, wenn auch in den Lebens⸗ 
abſchnitten eines Kulturkreiſes ein ſtärkeres oder ſchwächeres Vorherrſchen der einen oder anderen 
Macht deutlich hervortritt. In ihrer Jugend iſt die politiſche wie alle andere Kultur faſt völlig 
unter der Herrſchaft der religiöfen Kultur, aus der Wiſſenſchaft, Kunft und weltliche Bildung ſich 
allmählich ‚verfelbftändigen. Im Derlauf der Kulturentwidlung, mit der vollen Entfaltung des 
Wirtſchaftslebens wird dieſes in ſeiner ſtets dageweſenen Bedeutung für das Staatsleben erſt er⸗ 
kannt und ſpielt eine immer wachſende politiſche Rolle. Die revolutionäre Wirkung der kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaftsverfaſſung erzeugte die ſog. materialiſtiſche (richtiger ökonomiſche) Geſchichts⸗ 
auffaſſung, welche die wirtſchaftliche Produktionsweiſe als den ausſchließlichen Beweger auch der 
politiſchen Entwicklung behauptet. 


5. Religion und Keligionsgeſellſchaften. 


Welche gewaltige Rolle die Religion, ſelbſtverſtändlich nicht gegen und ohne, ſondern nur 
im Verein mit der Wirtſchaftsverfaſſung auch im modernen Staatsleben geſpielt hat, wie ſtark 
und tiefgehend gerade ſie den modernen Staat revolutioniert hat, iſt auf keinem Gebiete ſo 
klar erkennbar wie in der oben ſtizzierten Entwicklungsgeſchichte der Freiheitsrechte. Georg 
Jellinek hat einwandfrei nachgewieſen: „Die Idee, unveränderliche, angeborene, geheiligte 
Rechte des Individuums geſetzlich feſtzuſtellen, iſt nicht politifchen, ſondern religiöſen Urſprungs.“ 

Die enge Verbindung von Staat und Religion bzw. Prieſtertum, wie ſie die orientaliſchen 
Deſpotien der Antike zeigten, blieb dem Abendlande zwar unbekannt. Aber auch hier wurde 
die Kirche nicht nur die faſt einzige Trägerin der mittelalterlichen Geiſteskultur, ſondern organi⸗ 
ſierte ſich auch zu einem irdiſchen Machtkörper mit großen Beſitztümern und gewaltigem po⸗ 
litiſchen Einfluß, der den des Staates von 1100 bis etwa 1400 faſt überwältigte. Auf das 
ihr weſentliche Gebiet der menſchlichen Innerlichkeit zurückgedrängt, verleiht ſie gerade von 
dieſen Tiefen her allen politiſchen Ideen und Bewegungen eine Feierlichkeit und Schwung⸗ 
kraft, wie keine andere Geiſtesmacht. Der Staat muß fie deshalb im Auge behalten (Über 
die gegenſeitige Bedingtheit von Staat und Religion Burckhardt, Weltg. Betr. S. 106 ff., ferner 
zu dieſem Abſchnitt Kohl im Handbuch der politik I, S. 126 ff.). 

In der Geſamtentwicklung des Derhältniffes von Staat und Kirche tritt — innerhalb 
eines Kulturkreiſes — eine unbezweifelbare Geſetzmäßigkeit klar zutage. Ihr Prinzip iſt 
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„der ſtetige Gang von anfänglich engſter Vereinigung beider Gemeinſchaften zu immer mehr 
ſich durchſetzender Unterſcheidung. Es verſinnbildlicht ſich dem geiſtigen Auge durch die Vor⸗ 
ſteluung zweier Kreife, die zuerſt ſich decken, ſich weiterhin ſchneiden, ſodann an der Peri- 
pherie berühren, um endlich auseinanderzuſtreben. Die Berührung an der Peripherie mit 
der Tendenz, ſich zu löſen, bezeichnet ungefähr die Lage der Gegenwart. Auch heute noch 
und trotz der Revolution“ (Kahl). 

Die Einheit von Staat und Kirche iſt denkbar und hiſtoriſch verwirklicht als Einſchließung 
und Unterordnung der ſtaatlichen unter die kirchliche Organiſation (mittelalterliches Kirchen- 
ſtaatstum) oder umgekehrt als Staatskirchentum, wie es ſich vom 14. bis ins 18. Ih. 
zuerſt als Cäſaropapismus, dann als Terrilorialismus (cujus regio illius religio) entwickelt 
hat. Dem landesherrlichen Kirchenregimente (Joſeph II., Ludwig XIV.) hatte nicht nur der 
Geiſt der Reformation widerſprochen: „Man ſoll geiſtliches und weltliches Regiment ſondern, 
ſoweit als himmel und Erde ſind“ (Cuther), ſondern es war zur politiſchen Unmöglichkeit 
geworden. Nachdem ſchon der Große Kurfürſt und geſetzlich das Allgemeine Candrecht 1794 
in Preußen (das in feinen Grenzen Proteſtanten und Katholiken beherbergte) den paritätiſchen 
Staat geſchaffen hatten, folgten im Caufe des 19. Ih. die anderen deutſchen Staaten dieſem 
Syſtem, daß die Kirche in ihrem Innern nicht mehr beherrſchte, ſondern ſich nur in weltlichen 
Angelegenheiten unterordnete, ſich lediglich die ſchützende und beaufſichtigende Staatskirchen⸗ 
hoheit vorbehielt; es blieb das kirchenpolitiſche Syſtem des Deutſchen Reichs bis zur Re⸗ 
volution 1918. Dieſem Syſtem gegenüber wird die letzte politiſche Möglichkeit, die Tren⸗ 
nung von Staat und Kirche zwar ſchon von der RD. von 1849 verkündet, blieb aber 
doch nur die immer dringendere Forderung, während das ſog. Koordinationsſyſtem, die 
katholiſche, von der deutſchen Sentrumspartei verfochtene Lehre von der völkerrechtlichen 
Gleichordnung von Staat und Kirche als zweier ſouveräner Gemeinweſen als politiſches 
Prinzip nur von vorübergehender Bedeutung war (frühere Konfordate des Papſtes mit 
Frankreich, Bayern, Gſterreich, noch heute Geſandtſchaftsrecht des hl. Stuhles). Ruch die ro⸗ 
mantiſche Idee eines interkonfeſſionellen Staatschriſtentums, wie fie etwa international 
von der hl. Alliance, preußiſch⸗national von Stahl, Eichhorn, Bismarck vertreten wurde, war 
unpolitiſch, weil mit dem Rechtsgrundſatz der Glaubensfreiheit unvereinbar. 

Individuelle Glaubensfreiheit und geſetzliche Kultusfreiheit find, wie gezeigt, der Urtypus 
der liberalen Idee, die hiſtoriſche Wurzel aller anderen „angeborenen“, vom Staate nicht 
verliehenen, deshalb auch nicht entziehbaren Menſchenrechte, die Grundvorausſetzung unferer 
auf Geiſtesautonomie ruhenden Kultur. Die notwendige Folge der allgemeinen Glaubens⸗ 
freiheit iſt die paritätiſche Behandlung aller Bekenntniſſe und Religionsgeſellſchaften durch 
den Staat, der ſich folgerichtig weder mit einer beſonderen Religion identifizieren, noch einer 
Kirche unterordnen darf, ſondern in jeder Weiſe ſich „entkirchlichen“, umgekehrt aber auch 
die Kirche entſtaatlichen muß. Es iſt kein Zufall, daß die klaſſiſchen Länder der Menſchen⸗ 
rechte, die Vereinigten Staaten von Amerika und Frankreich dieſes Syſtem der Trennung von 
Staat und Kirche am früheſten und folgerichtigſten durchführten, ebenſowenig aber auch zu⸗ 
fällig, daß ſelbſt in dieſen Ländern die Trennung keineswegs reinlich möglich war. Alles Recht 
iſt nur Ausdruck überlieferter und lebendiger geſellſchaftlicher Mächte. Keine Macht durch⸗ 
dringt aber das perſönliche und Geſellſchaftsleben ſtärker und dauernder als die Religion, 
auch in den Vereinigten Staaten kann z. B. gewohnheitsrechtlich kein Katholik Präſident werden, 
und der Bundeskongreß wird mit Gebet eröffnet. 

Kein Wunder deshalb, daß in Deutſchland, wo die religiöſen Überlieferungen und Kämpfe 
eines Jahrtauſends in Ehe, Schule, Geſellſchaft und Staat zahlloſe religiöſe Bindungen und 
im berhältnis der beiden großen Kirchen eine ſehr verwickelte Rechtslage geſchaffen hatten, 
auch die Revolution von 1919 die Trennung von Kirche und Staat nicht vollſtändig durch⸗ 
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ſetzen konnte. Im ganzen iſt die gegenwärtige Rechtslage als ein Übergangszuſt and zwiſchen 
dem Syſtem der ſtaatlichen Kirchenhoheit und der Trennung beider Organiſationen zu be⸗ 


zeichnen. 

Art. 155— 136. Perfönliche Glaubensfreiheit. (Sum folgenden Stenogr. Ber. Plen. 1645 ff.) 
Der Staat läßt, wie ſchon Friedrich II. wollte, jedermann (nicht nur jeden deutſchen Staatsbürger) 
nach ſeiner Faſſon ſelig werden, geſtattet ihm nicht nur ungeſtörte Religionsübung, ſondern ſchützt 
fie ſogar entſprechend dem Prinzip der Kirchenhoheit gegen jede Verletzung. Wie alle andern, 
fo hat auch dieſes Freiheitsrecht feine Schranke an der Macht des Geſetzes. Verſtößt ein Glaubens⸗ 
geſetz oder Kultus gegen ein Staatsgebot (3. B. gegen die Wehrpflicht, eine Polizeivorſchrift), fo 
genießt er keine Freiheit. Die religiöſe Haltung eines Menſchen iſt für fein Verhältnis zum Staate 
ohne jeden Belang, gewährt ihm weder rechtliche Vorteile noch Nachteile, insbeſondere nicht be⸗ 
züglich der ämterfähigkeit (dadurch aufgehoben 3. B. 8 4 der Statuten der Univerſität Halle, der 
nur Lehrer und Beamte evangeliſcher Konfeſſion an dieſer Univerſität zuließ). Das Recht der freien 
religiöſen Meinungsäußerung iſt ſchon durch Art. 118 gewährleiſtet. Jedermann iſt aber auch be⸗ 
rechtigt, feine religiöſe Überzeugung zu verſchweigen, und auf die Frage nach feiner äußeren Kon- 
feſſionszugehörigkeit muß er nur dann antworten, wenn eine Antwort über irgendwelche Rechte 
oder Pflichten (Kirchenſteuern) entſcheiden oder einer geſetzlich angeordneten Statiſtik (3. B. Volks⸗ 
zählung) dienen ſoll. Niemand (auch kein Schüler, Soldat) darf (auch von ſeiner Kirche nicht) zu 
irgendeiner Kultushandlung gezwungen werden; ebenſo entfällt der frühere religiöſe Eideszwang 
(vgl. Art. 177 RL.). Andererſeits ſoll jedermann, auch die Soldaten aller Konfeſſionen, innerhalb 
der Schranken der allgemeinen Geſetze die Freiheit haben, ſeinen religiöſen Pflichten zu genügen 
(Art. 140). | 

Art. 157—141. Geſellſchaftliche Kultusfreiheit. Wie die perſönliche Bekenntnisfreiheit 
lediglich ein beſonderer Fall der allgemeinen Freiheit der Meinungsäußerung iſt und mehr ihrer 
geſchichtlichen Bedeutung wegen als aus logiſch-juriſtiſchen Gründen in der Verfaſſung geſondert 
Behandlung findet, fo iſt auch die Freiheit der Vereinigung zu Keligionsgeſellſchaften heute grund⸗ 
ſätzlich nur noch ein Spezialfall der allgemeinen Vereinsfreiheit. Religiöſe Vereine werden, auch 
was den Erwerb der Rechtsfähigkeit anbelangt, dem Grundſatze nach wie alle anderen Vereine 
behandelt. Inſofern iſt keine kirchliche Vereinigung bevorzugt oder benachteiligt; „es gibt keine 
Staatskirche“. Damit iſt in einem der wichtigſten Punkte der Grundſatz der Trennung von Staat 
und Kirche verwirklicht, indem die bis dahin im Landesherrn (in den Hanſeſtädten im Senat) ver: 
einigte kirchliche Regierungsgewalt befeitigt wird. Entſprechend find die bisher von Staatsbeamten 
in Unterordnung unter den Monarchen verwalteten Kirhenbehörden (Kultusminiſterium, Gber⸗ 
kirchenrat, Konſiſtorien), und zwar durch Candesgeſetz aufzuheben. (Über die Bedeutung der Trennung 
Naumann, StB. S. 1651, Deidt 1656 f.) Im Snftem der Staatskirchenhoheit bedürfte es genauerer 
Beſtimmung, inwieweit der Staat in die Verfaſſung der Kirche eingreifen darf; heute beaufſichtigt 
der Staat die Religionsgeſellſchaften nicht anders wie die übrigen Vereine, überläßt ihnen insbe⸗ 
ſondere die Verwaltung ihrer Angelegenheiten, Beſetzung ihrer kimter uſw. Inſoweit iſt das Tren⸗ 
nungsprinzip ſtreng durchgeführt. 

Andrerjeits iſt es aber aus oben geſchilderten Gründen unmöglich geweſen, die Trennung bis 
zu Ende durchzuführen. Der Staat verleiht auch nach Art. 137, 5 den Religionsgeſellſchaften eine 
vor privaten Vereinen bevorzugte Rechtsſtellung, gewährt ihnen in mancher Beziehung auch heute 
noch, wie im Syſtem der Kirchenhoheit, Schutz und Förderung (Grundſatz der kUdvokatie). Solche 
Dorzugsftellung gewährt er aber nicht mehr nur einzelnen Kirchen (bisher lediglich der katholiſchen, 
altkatholiſchen und evangeliſchen Landeskirche), ſondern allen Religionsgeſellſchaften und nicht 
dieſen allein, ſondern allen Weltanſchauungsgemeinſchaften (3. B. Moniſtenbund, Freidenkervereinen). 
Die bevorzugte Rechtsſtellung dieſer Vereine beſteht darin, daß fie, ſofern fie nur durch ihre Ver⸗ 
faffung und die Sahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten, Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts werden können. Damit erkennt der Staat die Macht dieſer Vereinigung als eine 
ihm verwandte an. Als wichtigſte Folge dieſer Eigenſchaft dürfen ſolche Religionsgeſellſchaften 
Steuern erheben, die öffentlichen Behörden müſſen ihnen zu dieſem Sweck die Steuerliſten zugäng⸗ 
lich machen und der Staat leiht ihnen zur Beitreibung dieſer Steuern feinen Derwaltungszwang 
(das bracchium saeculare). Um auf die ſehr verwickelten und empfindlichen Rechtsverhältniſſe 
beſonders der beiden großen chriſtlichen Kirchen nicht eingehen zu müſſen, überläßt die Reichs⸗ 
verfaſſung die nähere Regelung der Landesgeſetzgebung, die dieſen Derhältniffen näher ſteht. Mit 
der Ausftattung der Religionsgeſellſchaften mit öffentlichen Körperſchaftseigenſchaften iſt der Tren⸗ 
nungsgrundſatz ebenſo durchbrochen, wie mit dem geſetzlichen Schutze des Sonntags und der ſtaat⸗ 
lich anerkannten Feiertage (Art. 159). 
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Nach dem im Syſtem der Kirchenhoheit geltenden Grundſatze der Advokatie gewährte der Staat 
den großen chriſtlichen Kirchen auch materielle Unterſtützungen. Im Kultusetat wurden be⸗ 
willigt Ausgaben für evangeliſche Kirchenregimentsbehörden, Beſoldungen und Penſionen für Geiſt⸗ 
liche, Zuſchüſſe für Kirchenbauten uſw. Dem Trennungsprinzip entſprechend find alle dieſe Ceiſtungen, 
und zwar durch die Candesgeſetzgebung im Rahmen reichsgeſetzlicher Grundſätze abzulöſen, d. h. 
der Staat ſtellt ſeine Ceiſtungen ein und entſchädigt die Kirchen (Art. 159). Bis das Reich das 
entſprechende Geſetz erläßt, bleibt es bei den bisherigen Staatsleiſtungen (Art. 173). Das Keich 
gewährleiſtet den religiöſen Vereinigungen alle ihre Vereinsrechte und lehnt damit Einziehungen 
kirchlicher Güter, wie man ſie ſeit der Reformation ſehr oft, zuletzt der franzöſiſche Staat 1865 
vorgenommen hat, ab. Schließlich iſt der Grundjag der Trennung auch in der Beziehung durch⸗ 
geführt, daß der Staat die Beteiligung der Kirchen bei Seelſorgetätigkeit im Heer, in Uranken⸗ 
häuſern, Gefangenen⸗ und anderen öffentlichen Anſtalten nicht mehr als feine Aufgabe anſieht, 
den einzelnen Religionsgefellihaften bei dieſer Betätigung aber auch nichts in den Weg legt 
(Hrt. 141). 


4. Schule und Bildung. 


Die Aufnahme von Grundſätzen über Geiſtesleben und Volksbildung in ein (revolutio⸗ 
näres) Verfaſſungswerk mag dem unpolitifch Denkenden, der Geiſt und Macht als Gegen⸗ 
ſätze zu denken pflegt, auffällig ſein. Schillers Wort gibt Klärung: „Wer den Geiſt bildet, 
dem muß zuletzt die Herrſchaft werden.“ Und daß es keine von Geſellſchaftskämpfen los⸗ 
gelöſte Geiſtesentwicklung gibt, beweiſen gerade dieſe Verfaſſungsbeſtimmungen, die unter 
beſonders ſchwierigen Umſtänden durch Kompromiſſe zwiſchen den politiſchen Parteien zu⸗ 
ſtande gekommen ſind. Bildung und Bildungsorganiſation, im Mittelalter faſt ausſchließlich 
von der Kirche getragen und beherrſcht, treten mit der Entſtehung des Kenaiſſanceſtaates, 
dem Erwachen des Humanismus und der Entwickung bürgerlicher Kultur immer mehr unter 
den Einfluß der Weltlichkeit, der Städte, vor allem aber des paritätiſch über den Kirchen ſtehenden 
Staates. Schon 1540 erklärt Joachim II. von Brandenburg es „zur Erhaltung Chriſtlicher 
Religion und guter Pollicey auffs höchſt von nöten, das die jugent in der Schulen unter⸗ 
weiſet werde“. Aller Geiſt ſucht ſich aber dauernd von ſeiner geſellſchaftlichen Bedingtheit 
loszulöſen und hat es ſodann in ſeiner völligen Freiheit, die ihn umgebende Gemeinſchaft 
zu feſtigen oder zu zerſetzen. Der Geiſt will Freiheit und will ſich den machtpolitiſchen Sweden 
des modernen Staates oder gar einer Partei ebenſowenig bedingungslos fügen, wie der 
Macht und dogmatiſchen Gebundenheit der kirchlichen Organiſation. Gegen einen Geiſt 
wiederum, der den Beſtand irgendeiner, ſei es politiſchen, nationalen oder kirchlichen Gemein⸗ 
ſchaft zu gefährden droht, ſetzt ſich der Selbſterhaltungstrieb jener Gemeinſchaft zur Wehr. 
In dieſem vernichtenden und zeugenden Widerſpiel von Geiſt und geſellſchaftlicher Organi⸗ 
ſation liegt auch das ſchwierige Problem Kirche und Staat einerſeits und Schule andererſeits 
beſchloſſen. Die Kirche kämpft um ihre hiſtoriſchen und Gegenwartsrechte auf die Schule, 
der Staat macht ihr dieſe Rechte nicht nur ſtreitig, ſondern iſt es ſich überdem ſelbſt oder 
glaubt es ſich ſchuldig zu ſein, in Schule und Bildung beſchränkend einzugreifen. Lebendiger 
Geiſt will ſich aber gegen beide behaupten und nur an freigewollter Gemeinſchaft mitbauen. 

Die liberale Idee der Freiheit der geiſtigen Perſönlichkeit kämpft hier ſomit gegen zwei 
Hauptfronten, gegen Kirche und Staat. Die Frage, ob und welchen Einfluß die Kirche auf 
Wiſſenſchaft und Bildung haben ſoll, iſt im ſouveränen Staat der Gegenwart eine Frage 
der Auseinanderfegung zwiſchen Staat und Kirche und fällt als ſolche unter das oben be⸗ 
handelte Trennungsproblem. Der Staat hat der Kirche zuerſt ihre ehemaligen Pflichten und 
ſchließlich auch ihre geſellſchaftlichen Rechte auf Bildung und Schule abgenommen. Er ſelbſt 
läßt aber heute nicht nur jeden nach ſeiner Faſſon ſelig werden, ſondern in der Hauptſache 
auch nach feiner Faſſon geiſtig leben und ſich bilden. Mit der Verweltlichung tritt alſo keine 
völlige Durchſtaatlichung der Schule ein, auch gegen die politiſche Organiſation verficht ſie 
ihr liberales Freiheitsrecht, ihre geiſtige Selbſtändigkeit. 
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Nicht nur die liberale, ſondern auch die demokratiſche, nationale und ſoziale Idee haben 
die Schulform und den Geiſt der deutſchen Schulbildung in der Keichsverfaſſung geſtaltet. 
Die liberalen Leitgedanken dieſer Geſtaltung waren Weltlichkeit, d. h. Unabhängigkeit 
der Schule gegenüber der Kirche, Selbſtändigkeit, d. h. Freiheit der Schule von einſeitigen 
Staatseingriffen ſowie maßgeblicher Einfluß der Erziehungsberechtigten; die demokratiſchen 
Grundſätze forderten allgemeine Schulpflicht und eine für alle gemeinſame Grund: 
ſchule. Und der ſozialen Idee entſprechend muß der Staat materielle hilfe leiſten, da- 
mit die demokratiſchen Einrichtungen dem Unbemittelten zugänglich werden. Im Geiſte 
des deutſchen Volkstums ſoll die Bildung der Jugend geleitet werden. (Dgl. im Band: 
buch der Politik III S. 127 die Auffäge von Stutzer, Kerſchenſteiner, Karſtädt, Siehen, Freund 


und Goetz.) 

Art. 142, 145. Art. 142 gewährleiſtet die Freiheit der künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen und 
Cehrtätigkeit vor nicht geſetzmäßigen Eingriffen ſeitens der Staatsorgane. Selbſtverſtändlich hat 
auch dieſe Ciberalität ihre Grenze an den Geſetzen des Staates, für den Hochſchullehrer ebenſo 
gut wie für den Volksſchullehrer. Art. 142 verſpricht aber auch Schutz (3. B. gegen kirchliche Ein⸗ 
griffe) und ſtaatliche Pflege dieſer Tätigkeiten. Die Sorge für die Jugendbildung iſt Sache der 
weltlichen Gemeinweſen (jetzt des Reiches, früher ausſchließlich der Länder und Gemeinden). 

Die Lehrerbildung ſoll in Zukunft nach akademiſchen Grundſätzen für das Reid einheitlich ge⸗ 
regelt werden. Ob die Lehrer an öffentlichen Schulen durchweg Staatsbeamte, ob ſie alle mittel⸗ 
bare oder unmittelbare Staatsbeamte ſind (nicht nur deren Rechte und Pflichten haben), iſt in 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung beftritten und wird durch Art. 143, 3 auch nicht entſchieden. Nach 
der überwiegenden Meinung aber ſind ſie unmittelbare Staatsbeamte. 

Art. 144. Die weltliche an Stelle der geiſtlichen Schulaufſicht war zwar als Ergebnis 
langer Kämpfe in den meiſten deutſchen Bundesſtaaten (nicht in Lippe-Detmold und Reuß ä. L.) 
ſchon vor der Revolution durchgedrungen (3. B. 1872 im preußiſchen Kulturkampf). In den meiſten 
Ländern hatte aber der Staat nur formell die Aufficht, indem er fie in feinem Auftrage vom ka⸗ 
tholiſchen und evangeliſchen Klerus nebenamtlich weiter verſehen ließ. Nun iſt auch in dieſem 
Punkte die Schule verweltlicht. 

Art. 145. Der demokratiſchen Idee entſpricht die Unwandlung der bisherigen Schulpflicht (der 
auch durch den Beſuch von Dorſchulen und Privatunterricht Genüge geleiſtet werden konnte, die alſo 
eigentlich eine Unterrichtspflicht war) in eine „grundſätzliche“ Pflicht zum Beſuche einer für alle 
gemeinſamen Grundſchule, d. h. der vier erſten Jahrgänge der öffentlichen Volksſchule. Nach dem 
RO. vom 28. 4. 1920 (RG Bl. 851) läßt die zuſtändige Behörde ſtatt deſſen Privatunterricht nur 
„ausnahmsweiſe in beſonderen Fällen“ zu. Nicht nur, wie bisher der Unterricht, ſondern auch 
die Lehrmittel ſollen (in Sukunft) von den dazu verpflichteten Gemeinden in den Dolfs- und Fort⸗ 
bildungsſchulen koſtenlos bereitgeſtellt werden. Grundſätzlich ſoll eben nicht die wirtſchaftliche und 
geſellſchaftliche Stellung der Eltern über die Aufnahme des Kindes in eine beſtimmte Schule ent⸗ 
ſcheiden, ſondern durch öffentliche Mittel dem Minderbemittelten die Ausbildung auch auf mitt⸗ 
leren und höheren Schulen ermöglicht werden. 

Art. 146. Im ganzen iſt dieſer Artikel das Ergebnis eines ſchweren Kampfes um die Kon- 

feſſionalität der Schule und trägt überall deutlich die Spuren des „Schulkompromiſſes“ (vgl. Sten. 
Ber. Pl. 2161 ff.); er ſtellt nur programmatiſche Richtlinien für eine künftige Geſetzgebung auf. 
Danach ſoll die Grundſchule grundſätzlich interkonfeſſionell (nicht bekenntnisfrei!), Simultanſchule 
fein, d. h. eine Schule, die bei der Cehreranſtellung und Schüleraufnahme das Religionsbefenntnis 
unberückſichtigt läßt. Gegen die Weltlichkeit der Simultanſchule (die Religionsunterricht erteilen 
kann) hat aber die Sentrumspartei die möglichkeit von konfeſſionellen, Bekenntnisſchulen durch⸗ 
geſetzt, welchen die Derfaffung Weltanſchauungsſchulen, die keinen eigentlichen Religionsunterricht 
erteilen, in dieſer Beziehung gleichſetzt (vgl. Art. 174 RD.). Das Freiheitsrecht der Erziehungs⸗ 
berechtigten, ihren Einfluß auf die Geiſtesbildung der ihnen Anvertrauten auszuüben, wird da⸗ 
mit anerkannt. 

Art. 147. Mit dem Grundfag der Demokratiſierung der Schule find abſolut unvereinbar die 
ſog. Vorſchulen, die (öffentliche und private) nach §S 2 des RG. vom 28. 4. 1920 aufgehoben 
werden. Die mit jenem Prinzip relativ unvereinbaren, durch Art. 146, 2 oder pädagogiſche In⸗ 
tereſſen der Unterrichtsverwaltung aber ſich als notwendig erweiſenden privaten Volksſchulen dür⸗ 
fen nicht die Sonderung der Schüler nach den Beſitzverhältniſſen der Eltern fördern und müſſen 
Gewähr bieten für genügende Ausbildung und ſoziale Sicherſtellung ihrer Lehrkräfte. 
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Art. 148 ftellt für alle Schulgattungen einige allgemeine Lehrziele auf. Abſ. 1 und 2 be⸗ 
ſitzen für den Cehrer ſchon gegenwärtig verpflichtende Kraft, wobei zu betonen iſt, daß Weltbür⸗ 
gertum und in ſich gefeſtigtes politiſches Nationalbewußtſein zwar ſehr erſtrebenswert und durch⸗ 
aus nicht unvereinbar ſind, bei der gegenwärtigen Cage des deutſchen Volkes aber ſchwer zu⸗ 
ſammen beſtehen können. 


Art. 149. Der liberalen Idee entſpricht es, daß der Religionsunterriht zwar für die Schulen 
(nit Ausnahme der bekenntnisfreien), nicht aber für Cehrer oder Schüler obligat iſt; ſeine didak⸗ 
tiſche und pädagogiſche Ausgeſtaltung iſt Sache der ſtaatlichen Schulgeſetzgebung, feine Erteilung 
im Geiſte der betreffenden Kirche kann der Staat wem immer, auch der Kirche ſelbſt überlaſſen, 
führt aber auch über den Religionsunterricht die Aufſicht. Dafür, daß die Trennung von Staat 
und Kirche eine unvollſtändige iſt, zeugt die Erhaltung der theologiſchen Fakultäten an den Hoch⸗ 
ſchulen. 


Art. 150 gibt eine nähere Ausführung der in Art. 142, 2 erwähnten Kunftpflege des Staates, 
der ſich der Schutz von geſchichtlichen und Naturdenkmälern anreiht. Im nationalen Intereſſe 
wurde 1919 die Ausfuhr von Kunftwerfen unterbunden. 


5. Wirtſchaftsleben. 


Die individualiſtiſche Entwicklung hat aus den Menſchen, die vorher in Familie und 
heimat, Kirche und Stand, Gilde und Sunft verwurzelt geweſen waren, die Geſellſchaft der 
nach formalem Recht gleichen und freien Individuen geſchaffen. „Die bürgerliche Geſellſchaft 
reißt aber das Individuum aus dieſem Bande heraus, entfremdet deſſen Glieder einander 
und anerkennt ſie als ſelbſtändige Perſonen, ſie ſubſtituiert ferner ſtatt der äußeren un⸗ 
organiſchen Natur und des väterlichen Bodens, in welchem der einzelne ſeine Subſiſtenz hatte, 
den ihrigen und unterwirft das Beſtehen der ganzen Familie ſelbſt der Abhängigkeit von 
ihr, der Zufälligkeit“ (Hegel). Dieſe Revolutionierung des geſamten, durchaus nicht nur wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaftslebens hat auch das Geſellſchaftsdenken im 19. Ih. revolutioniert. Nicht 
mehr als der brutalſte Anlaß hierzu war die gedrückte wirtſchaftliche Lage der Handarbeiter⸗ 
ſchaft; die tiefer liegenden Urſachen waren die objektive Unſicherheit der leicht zu Erſchütte⸗ 
rungen neigenden Produktion, damit in Verbindung die ſubjektive Unſicherheit der wirtſchaft⸗ 
lichen Exiſtenz des Arbeiters, der jeden Tag „auf das Pflaſter“ geworfen werden konnte, die 
weitgetriebene Arbeitsteilung, Trennung vom Arbeitsproduft und Mechaniſierung der Arbeit, 
die alle zuſammen wiederum in gegenſeitiger Wechſelwirkung ſtehen mit dem ſeit der Re⸗ 
naiſſance ſich entwickelnden individualiſtiſch⸗kritiſchen Denken, das ausnahmslos alle Werte 
in Wirtſchaft, Wiſſenſchaft, Kunſt, Politik, Ethik und Religion in Frage ſtellte. So iſt die 
geſamte geſellſchaftliche Gliederung und Machtverteilung ins Wanken geraten, und es ergab 
ſich für dieſe Derfaffung die notwendige Forderung: „Neben der Staatsverfaſſung ſoll eine 
eigene Geſellſchaftsverfaſſung entſtehen“ (Berichterſtatter zu Art. 165, 35. Verf.⸗Klusſchuß⸗ 
ſitzung). Die politiſchen Erfolge des individualiſtiſch⸗rationaliſtiſchen Geſellſchaftsdenkens waren 
die Franzöſiſche Revolution und ihre Folgen. Im Wirtſchaftlichen drückten ſie ſich in den eben ge⸗ 
kennzeichneten, unter dem Schlagwort Kapitalismus zuſammengefaßten Geſtaltungen aus. Die 
Reaktion gegen den politiſchen Revolutionarismus geht in Deutſchland von Hegel und der Ro⸗ 
mantik aus. Gegen den das Leben vergewaltigenden ſubjektiven Verſtand wird die objektive Ver⸗ 
nunft, die in den Dingen liegt, betont. „Das Recht iſt das Ausfprechen der beſtehenden Der: 
hältniſſe“ ſagt Schleiermacher. Von hier bezieht aber auch die Reaktion gegen die wirtſchaft⸗ 
liche Anarchie, die ſoziale Idee und der fie zum politiſchen Kampf ſyſtematiſierende Sozialismus 
das geiſtige Rüſtzeug. 

Das objektive geſellſchaftliche Sein beſtimmt das Bewußtſein und nicht umgekehrt, be⸗ 
hauptet auch der Marxismus und glaubt als das Weſen, als den verhältnismäßig unbewegten 
Beweger dieſes Seins die Wirtſchaft zu erkennen. Geſellſchaft iſt für ihn glattweg Wirtſchafts⸗ 
geſellſchaft. Verändert ſich dieſe, ſo ändert ſich zugleich der geſamte Überbau von Staat, Recht, 
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Religion und Sittlichkeit. Sozialismus iſt allerdings nicht identiſch mit Marxismus, noch we⸗ 
niger zu verwechſeln mit der ſozialen Idee, dem Inbegriff der Geſtaltungen, die durch ein 
ordnendes Eingreifen der Staatstätigkeit in die liberale Wirtſchaft (durch Sozial⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftspolitik) entſtanden find (z. B. das große Verſicherungswerk und die kirbeiterſchutzgeſetz⸗ 
gebung des ſozial⸗konſervativen Bismarckſchen Reiches). Sozialismus iſt vielmehr diejenige Ge⸗ 
ſellſchaftsauffaſſung, die im Privateigentum die Wurzel des Übels erblickt und deshalb die 
vergeſellſchaftung des Eigentums erſtrebt. Das gegenwärtige Denken der ſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung wird faſt ausſchließlich vom Marxismus beherrſcht (vgl. Sombart, Sozialismus u. 
ſoz. Bewegung). 

Die Träger der Revolution von 1918 find zugleich die Träger des marxiſtiſchen Sozia⸗ 
lismus. Nach dem oben Geſagten iſt es ohne weiteres verſtändlich, warum in dieſer Der- 
faſſung ein hochbedeutſamer Abſchnitt „Wirtſchaftsleben“ auftaucht, der in keiner früheren 
Derfafjung vorhanden war, verſtändlich auch, daß dieſer Abſchnitt viele ausgeſprochen ſozia⸗ 
liſtiſche Gedanken enthält. Während ſich aber die Ideen des Liberalismus und der Demo— 
kratie bereits ein äußeres Daſein, Herrſchaft in der geſellſchaftlichen Wirklichkeit geſchaffen 
hatten, iſt die ſozialiſtiſche Idee bisher weſentlich Ideologie geblieben. Der letzte Derfaffungs- 
abſchnitt enthält deshalb mehr als alle vorherigen, Sätze, die lediglich Programmſätze und 
noch kein geltendes Recht ſind. Er enthält aber zugleich den ſpringenden Punkt in der durch⸗ 
aus ungeklärten, überaus ſchwierigen Auseinanderjegung zwiſchen der individualiſtiſchen (kapi⸗ 
taliſtiſchen) Wirtſchaftsauffaſſung des Bürgertums und der erſtrebten ſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
reform des Proletariats. Hier ſieht noch niemand eine klare Praxis, die ſich in klares Recht 
faſſen ließe. Der Geiſt dieſer Auseinanderfegung — ſoviel ſteht nach der Derfaffung außer 
Sweifel — iſt nicht der des marxiſtiſchen Klaſſenkampfes und der Diktatur, ſondern der der 
Ausgleichung und möglichſt zweiſeitigen Übereinkunft zum Swecke einer gerechteren Güter: 
verteilung. 

Art. 150 — 154. So iſt es zu erklären, daß dieſer Abſchnitt am deutlichſten das Gepräge der 
Unausgeglichenheit der geſellſchaftlichen Gegenſätze zeigt. Neben deutlich liberaliſtiſchen Sätzen 
ſtehen ebenſo deutliche, ihnen entgegengeſetzte ſozialiſtiſche. So gleich Urt. 151; er kündigt die Der- 
wirklichung des ethiſchen Grundgedankens des Sozialismus an, den Fichte, der erſte moderne 
deutſche Sozialiſt, mit den Worten ausdrückt: „Der Zweck aller menſchlichen Tätigkeit iſt der, leben 
zu können, und auf dieſe Möglichkeit zu leben haben alle, die von der Natur in das Leben ge 
ſtellt wurden, den gleichen Rechtsanſpruch“ (W W. III, 402). Die folgenden Sätze und Art. 153 —154 
gewährleiſten aber gerade die Grundpfeiler der individualiſtiſchen Wirtſchaft: „wiriſchaftliche Frei⸗ 
heit des einzelnen“, Handels⸗ und Gewerbefreiheit, Vertragsfreiheit, Privateigentum und Erb- 
recht. Recht iſt eben weſentlich nur „das Ausſprechen der beſtehenden Derhältniſſe“. Eine Der⸗ 
faſſung kann, ſoll ſie nicht, wie die bolſchewiſtiſche, nur ein Papier bleiben, keinen neuen Wirt⸗ 
ſchaftszuſtand „machen“, ſondern muß ſich damit begnügen, geſetzliche Handhaben zu bieten, durch 
die die beſtehenden Verhältniſſe in ſolche rechtlich übergeführt werden können, die den herrſchen⸗ 
den Sittlichkeits⸗ und Rechtsvorſtellungen entſprechen. So verfährt unſere Derfaffung, indem fie 
erſtens die beſtehende Wirtſchaftsordnung „nach Maßgabe der Geſetze“ gegenüber der Verwaltung 
beſtätigt, d. h. keineswegs ihr Fortbeſtehen in der Sukunft garantiert, im Gegenteil ſogar ihre 
geſetzliche Umwandlung gemäß den gleich daneben geſetzten Programmen verſpricht. Sweitens 
bietet ſie aber auch gleich die verfaſſungsrechtlichen Hebel zu dieſer Umwandlung, indem fie Rahmen⸗ 
geſetze ſchafft, welche die Grundlagen bilden ſollen für den Übergang von der Privatwirtſchaft 
zu einer Gemeinwirtſchaft. So wird nach der Garantie des Privateigentums ſogleich ausgeſprochen, 
daß dieſes jederzeit, auch ohne Entſchädigung, durch Reichsgeſetz enteignet werden kann. Es iſt 
nicht mehr ein grundſätzlich „unverletzliches“ „heiliges Recht“, wie das liberale Naturrecht; es 
verpflichtet und ſoll neben der individuellen Bedürfnisbefriedigung zugleich eine ſoziale Aufgabe 
bedeuten. Neben der Garantie des Erbrechts ſteht ſogleich der Anſpruch der ſtaatlichen Gemein⸗ 
ſchaft auf Anteil daran. Es iſt ſomit die ſoziale, noch nicht durchaus ſozialiſtiſche Idee, die ſich 
hier ausdrückt. 

Art. 155, 156. Sozialiſtiſche Gedanken enthalten die beiden folgenden hochwichtigen Artikel, 
welche das Verhältnis der ſtaatlichen Gemeinſchaft zu den beiden wichtigſten Produktionsmitteln, 
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zum Grund und Boden und zu den wirtſchaftlichen Unternehmungen grundſätzlich regeln. Dieſe 
„Sozialiſierungsartikel“ deuten die praktiſchen Wege zur Gemeinwirtſchaft an, wobei Art. 155 
im weſentlichen bodenreformeriſche Grundſätze für den zukünftigen Gefeggeber enthält, die dieſer 
bereits durch Geſetze zur Behebung der Wohnungsnot, über Kleinpacht, durch das Siedlungsgeſetz, 
durch Geſetze zur Beſeitigung von Fideikommiſſen und von privaten Bergregalen verwirklicht hat. 
(Ogl. Handbuch der Politik IV, 5. Hauptſtück.) 

Der Suführung privatwirtſchaftlicher Unternehmungen in Gemeineigentum dient als Rahmen 
Art 156, der für dieſen Sweck folgende rechtliche Formen und Stufen der Sozialifierung vor⸗ 
ausſieht: 

1) Vollkommene Überführung von privaten Unternehmungen in Gemein- (Reichs⸗, Candes⸗, 
Gemeinde⸗, Kommunalverbands-) Eigentum, die jedesmal ein Reichs- oder Candesgeſetz, aber nicht 
notwendig eine Entſchädigung fordert (es ſei denn, das Keich ſozialiſiert Unternehmungen, die 
Ländern, Gemeinden oder gemeinnützigen Verbänden gehören) (Art. 155, 2). 

2) Beteiligung von Reich, Cand oder Gemeinde lediglich an der Verwaltung von wirtſchaft⸗ 
lichen Unternehmungen oder Verbänden, deren Eigentum nicht auf den Staat übergeht. Für dieſe 
Form iſt keine Entſchädigung und kein Geſetz erforderlich. Nachdem der Derſtaatlichungsgedanke 
allgemein, auch von den Sozialiſierungskommiſſionen abgelehnt wurde, hat man ſich bei der 
Regelung der Kohlen- und Kaliwirtſchaft dieſer Rechtsform der Sozialiſierung zugunſten eines 
vom Staate mitverwalteten Selbſtverwaltungskörpers („Deutſche Kohlengemeinſchaft“) bedient. Man 
wollte damit erreichen „die Umgeſtaltung einer Wirtſchaft „freien“, aber mehr oder minder vom 
Staatszwang durchſetzten Geſchäftsverkehrs zu einer die Konſumenten und Produzenten zur Mit⸗ 
regierung berufenden, rein wirtſchaftlich gehaltenen Demokratie auf dem bisher von privaten 
Eigentümern beherrſchten Gebiete“ (Wilbrandt). 

3) Einflußnahme „in anderer Weiſe“, insbeſondere zum Sweck der Abwehr von Gefahren, 
die im Kartelle und Truſtweſen gelegen find (gegen übermäßige Preisſteigerungen, Stillegungen, 
Entlaffungen). 

4) Suſammenſchließung wirtſchaftlicher Unternehmungen und Verbände auf der Grundlage 
der Selbſtverwaltung — eine Vorſtufe für den unter 3) erwähnten Fall. Dieſe Swangsſyndizie⸗ 
rung, die bereits das „Räteſyſtem“ vorſieht und vorausſetzt, erfordert ein Geſetz, aber keine Ent⸗ 
ſchädigung (vgl. dazu den Artikel Moellendorfs und das 7. Hauptſtück im Handbuch der Politik IV). 

Die letzten Artikel der Derfaffung find (mit Ausnahme Art. 164) dem Arbeitsrecht gewid⸗ 
met (vgl. Schmidt, a. a. O. S. 258 ff., Handbuch der Politik IV, 9. Hauptitüd). 


Art. 157. Einen Schutz der menſchlichen Arbeitskraft durch unmittelbares Eingreifen der 
öffentlichen Gewalt hatte das Reich ſchon, nachdem der widerſtrebende Bismarck geſtürzt war, 
gewährt (Schüßler, Bismarcks Sturz). Eine für das Keich einheitliche Suſammenfaſſung des zer⸗ 
ſtreuten und unüberſichtlichen Arbeitsrechtes iſt in Ausſicht genommen. 


Art. 158. Den Schutz des Ergebniſſes geiſtiger Arbeit, die heute nicht ſelten unterſchätzt wird, 
erkennt die Verfaſſung als im nationalen wie internationalen Intereſſe liegend, an. 


Art. 150. Die wirkſamſte Waffe der Schwachen ift ihre Vereinigung. Um die Koalations⸗ 
freiheit, die Arbeitseinſtellungen erſt wirkſam, weil für die Geſamtwirtſchaft gefährlich machten, 
hat die Handarbeiterſchaft am heißeſten gekämpft. Sie war vor der Revolution nicht gewährt 
den Beamten, Candarbeitern, Staatsarbeitern, Eiſenbahnarbeitern und Dienſtboten. Wenn nun 
die Verfaſſung jedermann und allen Berufen die wirtſchaftliche Dereinigungsfreiheit gewährleiſtet 
und dieſe auch nicht im Falle des Art. 48 vom Keichspräſidenten antaſten läßt, ſo vermeidet ſie 
abſichtlich den Ausdruck Koalitionsfreiheit, die mit Streikfreiheit gleichgeſetzt zu werden pflegt, 
welche letztere die Verfaſſung keineswegs unter allen, für die Geſamtheit noch jo kataſtrophalen 
Umſtänden gewährleiſten wollte. Der Keichspräſident kann vielmehr im Falle des Art. 48, 2 ein 
Streifverbot für lebenswichtige Betriebe erlaſſen. Ob den Beamten ein Streikrecht zuſteht, iſt 
ſtrittig, richtig aber zu verneinen. Im übrigen iſt aber dieſes Freiheitsrecht für jedermann und 
gegen jedermann gewährleiſtet, und entgegenſtehende Abmachungen (etwa eines Arbeiters mit 
einem Unternehmer) ſind rechtswidrig. 


Art. 160. In der gleichen Weiſe, alſo nicht nur gegen ſtaatliche, ſondern auch gegen geſell⸗ 
ſchaftliche Mächte geſchützt iſt die Wahrnehmung ſtaatsbürgerlicher Rechte und, wenn dadurch keine 
erhebliche Betriebsſchädigung eintritt, die Ausübung öffentlicher Ehrenämter (3. B. als Betriebsrat). 

Art. 161. Das gewaltige Werk der vorrevolutionären deutſchen Sozialverſicherung ſoll ſeine 


Sortfegung und feinen Ausbau erhalten und die Verſicherten dabei demokratiſch mitwirken (was 
bisher allein bei der Krankenverſicherung der Fall war). 
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Art. 162. Für die Internationaliſierung des Arbeitsrechts, durch die erſt deſſen innerpolitiſche 
Fortſchritte ohne nationale Nachteile dauernd geſichert werden, wird die Reichsregierung erſt dann 
wirkſam eintreten können, bis Deutſchlands Stimme im Rate der Völker wieder gehört wird. 


Art. 165. Der ſittlichen, alſo nicht rechtlichen Pflicht zur Arbeit entſpricht das heute nur ſehr 
unvollkommen zu befriedigende Recht auf Arbeit; in Erfüllung dieſes Grundſatzes beginnt der 
Staat Arbeitsnachweis, Arbeitsbeſchaffung und Erwerbsloſenfürſorge als ſeine Aufgaben zu über⸗ 
nehmen. 

Art. 164 hat den Zweck, den ſelbſtändigen Mittelſtand, deſſen Verſchwinden die marxiſtiſche 
Derelendungstheorie behauptet, des ſtaatlichen Schutzes zu verſichern. 


Art. 165. Der letzte Artikel enthält den originellſten und vielleicht zukunftsreichſten Gedanken 
der Revolution und Derfaffung. Als im November 1918 und im folgenden Halbjahre von Links 
der Ruf erſcholl: „Alle Macht den H. u. S. Räten!“ war es nicht ausſchließlich das ruſſiſche Bei⸗ 
ſpiel, das zur Nachahmung lockte. In Rußland waren zuerſt in der revolutionären Bewegung 
1905 Sowjets entſtanden, und als 1917 der Staatsapparat völlig zuſammenbrach und keinerlei 
Organiſation (3. B. Gewerkſchaften) imſtande war, auch nur vorübergehend feine Aufgaben zu 
übernehmen, da wurden die Räte als Notorgane der Arbeiter in den Fabriken und der Soldaten 
in den einzelnen Heereskörpern gebildet. „Nichts andres als die Organiſationsform der Diktatur 
des Proletariats“ ſollten fie nach Cenins Wort und Tat fein. 

Mehr als politiſche Schlagworte es ohnehin zu ſein pflegen, iſt der Rätegedanke vieldeutig. 
Wie verſchieden er, abſichtlich und unbewußt, ausgedeutet wurde, geht daraus hervor, daß er ſich 
vom Kommunismus bis zu den bürgerlichen Parteien, ja bis in die hochkonſervativen Kreife (Graf 
Weſtarp) Anhänger verſchaffte. 

Sozialismus iſt wirtſchaftliche Demokratie, Demokratie aber beſteht in der Mitbeſtimmung der 
Gemeinſchaftsleitung durch die Gemeinſchafter, alſo auch in ihrer Mitverantwortung. Der Kern: 
gehalt des Rätegedankens beſteht darin, daß die Räte die Selbſtverwaltungsorgane darſtellen 
ſollen, durch die das geſamte werktätige Volk an der Leitung der Gemeinſchaft mitbeteiligt und 
für ſie mitverantwortlich wird. Die durch bloß äußerliche Momente, weil durch die Mehrheit 
der Sahl gewählten zentralen Staatsorgane („Formaldemokratie“) hält man dazu nicht für fähig, 
weil fie einerſeits in den zu verwaltenden Kreifen nicht ſelbſt drinſtehen, andrerſeits auch hier 
ſchließlich die eine Hälfte der Gemeinſchaft, als Bürokratie, die andere Hälfte verwalten müßte 
(sgl. oben S. 10f.). 

Dieſer Gedanke der Selbſtverwaltung durch Räte kann nun je nach den Trägern und Ver⸗ 
waltungsgebieten folgende Formen annehmen. Überläßt man den Räten die geſamte politiſche 
und wirtſchaftliche Leitung unter Ausſchaltung des politiſchen Parlaments, jo kommt man zu einer 
berufsſtändiſchen Kammer als ſouveränem Sentralorgan, die als eine von der Geſamtheit des 
Volkes gewählte, von manchen deutſchen Konſervativen gefordert, als ausſchließlich von Hand⸗ 
arbeitern, Soldaten, Kleinbauern und Nichtbeſitzenden gewählte von den Bolſchewiken eingerichtet 
wurde. Die erſteren bezweckten mit dem Rätegedanken eine Beſeitigung der Demokratie über: 
haupt, für die letzteren bedeutete die Diktatur eine Überwindung der Formaldemokratie zu einer 
erhofften wirtſchaftlichen Gleichheit. Ein andrer, 3. B. von der deutſchen Sozialdemokratie und 
in höchſt unklarer Weiſe vom „Bund für Dreigliederung des ſozialen Organismus“ vertretener 
Gedankengang forderte die berufsſtändiſche Kammer und daneben auch noch das politiſche Par- 
lament, wollte alſo nur die Wirtſchaft der demokratiſch beſtellten Räteverwaltung überlaſſen. 

Die im Art. 165 zuſtande gekommene „Verankerung des Räteſyſtems“ lehnt den Gedanken der 
Diktatur, alſo des gewaltſamen Klaſſenkampfs ab. Die Mitwirkung der Arbeiter und Angeftellten 
ſoll gleichberechtigt in Gemeinſchaft mit den Unternehmern ſtattfinden. Sie überläßt den Räten 
auch keineswegs alle politiſche und wirtſchaftliche Macht, ſondern nur ein ſehr beſchränktes, trotz⸗ 
dem aber höchſt bedeutſames Gebiet. Sie ſollen lediglich gewiſſe Kontrollrechte gegenüber der Wirt⸗ 
ſchaft und nur durch den Keichswirtſchaftsrat einen geringen Einfluß auf die Politik ausüben. 

Su dieſem Swecke ſollen „korporative Grundlagen“ gebildet werden, eine dreiſtufige Pyra⸗ 
mide, beſtehend aus Betriebsräten, Bezirksarbeiterräten und Reichsarbeiterrat der Arbeitnehmer, 
dem als Gegenſtück die ſelbſtändigen Organiſationen der Unternehmer entſprechen ſollen. In der 
unterſten Stufe vertritt der Betriebsrat, deſſen Rechte durch das zu vergleichende Geſetz vom 4. 2. 1920 
geregelt wurden, das Klaſſenintereſſe der Arbeiterſchaft und unterhandelt mit dem einzelnen Unter: 
nehmer über Cohn⸗ und ſonſtige Urbeitsverhältniſſe, vereinbart mit ihm die Urbeitsordnung, aber 
immer nur „ſoweit eine tarifvertragliche Regelung nicht beſteht“. (Die letztere gehört zu den Ver⸗ 
einbarungen der beiderſeitigen Organiſationen, der Gewerkſchaften und Arbeitgeberverbände, die 
Art. 165, 2. Satz ausdrücklich anerkennt.) In der zweiten Stufe treten die territorialen Bezirks⸗ 
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arbeiterräte mit den organiſierten Unternehmern „und fonft beteiligten Volkskreiſen“ zu Bezirks⸗ 
wirtſchaftsräten zuſammen, die dritte Stufe bildet der entſprechend zuſammengeſetzte Reichswirt⸗ 
ſchaftsrat. 

von dieſem Bau, welcher der Reichsgefeßgebung vorbehalten iſt, wurde bisher nur die unterſte 
Stufe, der Betriebsrat, und als Notbau der „vorläufige Reichswirtſchaftsrat“ ausgeführt (Geſetz 
vom 4. 4. 1920 vgl. oben zu Art. 68, 69 R.). Politiſche Aufgaben kommen den Betriebs- und 
Bezirkswirtſchaftsräten überhaupt nicht zu, dem Keichswirtſchaftsrat nur im engen Rahmen des 
Art. 165, Abſ. 4. 
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